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Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales beehrt sich, 

30 Ausfertigungen des Entwurfes eines Bundesgesetzes, mit dem 

das Bauern-Sozialversicherungsgesetz geändert wird (16.Novelle 

zum BSVG) , samt Erläuterungen und Textgegenüberstellungen zu 

übermitteln. Es wird ersucht, die Obmänner der parlamen

tarischen Klubs zu beteilen. 

Im Sinne der Entschließung des Nationalrates anläßlich der 

Verabschiedung des Geschäftsordnungsgesetzes wurden die begut

achtenden Stellen aufgefordert, 25 Ausfertigungen ihrer 

Stellungnahme dem Präsidium des Nationalrates zu übermitteln. 

Die Frist zur Abgabe einer Stellungnahme wurde mit 

26.August 1991 festgesetzt. 

Für den Bundesminister: 

Dr.Wilhelm MErSEL 

Für die Richtigkeit 
de��igUng, 
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REPUBLIK öSTERRE ICH 
BUNDESMINISTERIUM 

FUR ARBEIT UND SOZ IALES Zl. 20.797/2-2/91 

. Bundesgesetz , mit dem das 

Bauern-Sozialversicherungsgesetz geändert 

wird (16. Novelle zum Bauern-Sozialversicherungsgesetz) 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel I 

Das Bauern-Sozialversicherungsgesetz, BGBl. Nr. 

559/1978, in der Fassung der Bundesgesetze BGBl. Nr. 

� 

6 84/1978, BGBl. Nr. 532/1979, BGBl. Nr. 587/1980, BGBl. Nr. 

284/198 1, BGBl. Nr. 590/1981, BGBl. Nr. 649/1982, BGBl. Nr. 

384/1983, BGBl. Nr. 592/1983, BGBl. Nr. 4 86/1984, BGBl. Nr. 

104/1985, BGBl. Nr. 205/1985, BGBl. Nr. 113/1986, BGBl. Nr. 

564/1986, BGBl. Nr. 61 1/1987, BGBl. Nr. 616/1987, BGBl. Nr. 

283/1988, BGBl. Nr. 751/1988, BGBl. Nr. 644/1989, BGBl. Nr. 

296/1990, BGBl. Nr. 741/1990 und BGBl. Nr. 157/199 1 wird 

geändert wie folgt: 
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1. Dem § 2 Abs. 1 Z 1 werden nachstehende Sätze angefügt: 

"hiebei wird vermutet, daß der Wald im Sinne des § 1 

Forstgesetz 1975, BGBl. Nr. 440, auf Rechnung und Gefahr des 

dazu im eigenen Namen Berechtigten in der einem 

forstwirtschaftlichen Betrieb entsprechenden Weise 

bewirtschaftet wird. Der Gegenbeweis ist zulässigi" 

2. Der bisherige Inhalt des § 18 erhält die Bezeichnung 

Abs. 1. Folgender Abs. 2 wird angefügt: 

n (2) Abs. 1 gilt entsprechend für Personen, die eine 

Leistung aus einem Versicherungsfall des Alters beantragt 

haben, wenn sie vom Versicherungsträger nachweislich über 

den Umfang ihrer Meldeverpflichtung belehrt wurden. " 

3. Im § 19 Abs. 1 erster Satz zweiter Halbsatz wird der 

Ausdruck "auch ohne Vordruck schriftlich" durch den Ausdruck 

"auch ohne Vordruck schriftlich oder mittels elektronischer 

Datenträger" ersetzt. 

4. a) Im § 38 Abs. 4 Z 3 wird der Ausdruck " (zB 

Geschäftsführer, leitender Angestellter, Prokurist) ," durch 

den Ausdruck " (zB Geschäftsführer, leitender Angestellter, 

Prokurist, Mehrheitsgesellschafter) ," ersetzt. 

b) Dem § 38 Abs. 4 wird folgender Satz angefügt: 

" Dies gilt entsprechend auch bei einem Betriebsübergang auf 

eine juristische Person, Personenhandelsgesellschaft oder 

Erwerbsgesellschaft, sofern zur Vertretung der juristischen 

Person oder der Personenhandelsgesellschaft 

(Erwerbsgesellschaft) Personen berufen sind, die unter die 

Z 1 bis 3 fallen oder an der juristischen Person oder 

Personenhandelsgesellschaft (Erwerbsgesellschaft) unter Z 1 

bis 3 fallende Person zu Mehrheitsanteilen als 

Gesellschafter beteiligt sind. " 

- 2 -
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5. § 39 Abs. 1 erster Satz lautet: 

" Das Recht auf Feststellung der Verpflichtung zur Zahlung 

von Beiträgen verjährt bei Beitragsschuldnern und 

Beitragsmithaftenden binnen zwei Jahren vom Tag der 

Fälligkeit der Beiträge. " 

6. a) Im § 5 7  a Abs. 1 erster Satz entfallen die Worte 

"sowie für die Dauer des Ruhens des Krankengeldanspruches 

nach § 143 Abs. 1 Z 2 des Allgemeinen 

Sozialversicherungsgesetzes" . 

b) Im § 5 7  a Abs. 1 zweiter Satz entfallen die Worte "des 

Ruhens (§ 143 Abs. 1 Z 2 des Allgemeinen 

Sozialversicherungsgesetzes) ,". 

7. a) § 74 Abs. 1 Z 1 lautet: 

"1. für die Förderung der Gesundheit (Verhütung von 

Krankheiten) und Früherkennung von Krankheiten; " 

b) § 74 Abs. 2 lautet: 

" (2) Uberdies können aus Mitteln der Krankenversicherung 

Maßnahmen zur Festigung der Gesundheit und Leistungen aus 

Anlaß des Todes gewährt werden. " 

8. § 75 Z 1 bis 3 lauten: 

" 1. Zur Gesundheitsförderung (Verhütung von Krankheiten) 

Gesundheitserziehung und Erforschung von Krankheitsursachen 

(§ 82 a) ; 

2. zur Früherkennung von Krankheiten 

Jugendlichenuntersuchungen und 

Vorsorge (Gesunden) untersuchungen (§§ 81 und 82) ; 

- 3 -
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3. aus dem Versicherungsfall der Krankheit: 

Krankenbehandlung (§§ 83 bis 87) , medizinische Maßnahmen der 

Rehabilitation (§ 8 7  a) , medizinische Hauskrankenpflege 

(§ 94) , erforderlichenfalls Anstaltspflege (§§ 89 bis 93) ; " 

Die bisherige Z 3 erhält die Bezeichnung 4 

9. Nach § 75 wird folgender § 75 a eingefügt: 

" Bewilligung durch den Versicherungsträger 

§ 75 a. In der Krankenordnung (§ 214) kann, um nicht 

notwendige, nicht ökonomische oder nicht zweckmäßige 

Leistungen für Rechnung des Versicherungsträgers zu 

vermeiden, bestimmt werden, welche Sachleistungen -

ausgenommen Heilmittel - der Krankenversicherung (Erstattung 

von Kosten anstelle von Sachleistungen) an das Erfordernis 

der vorherigen bzw. nachträglichen Bewilligung durch den 

Versicherungsträger gebunden sind. Es kann auch ausdrücklich 

bestimmt werden, bei welchen Leistungen das Erfordernis der 

vorherigen Bewilligung entfällt. " 

10. Im § 80 Abs. 3 lit. a wird der Ausdruck " §§ 81, 82, 

82 a, 97 und 101" durch den Ausdruck " §§ 81, 82, 82 b 

und 97" ersetzt. 

11. a) § 82 a lautet: 

" Gesundheitsförderung 

(Krankheitsverhütung) 

§ 82 a. Zur Gesundheitsförderung (Verhütung von 

Krankheiten) kommen insbesondere in Betracht: 

- 4 -
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1. Gesundheitserziehung der Versicherten und ihrer 

Angehörigen zur Verhütung bzw. Verzögerung des Eintrittes 

häufiger Zivilisationskrankheiten; 

2. Erforschung von Krankheitsursachen durch Verwertung 

zur Verfügung stehender epidemiologischer Daten durch die 

Träger der Krankenversicherung. " 

Der bisherige § 82 a erhält die Bezeichnung § 82 b. 

b) Im § 82 b (neu) wird der Ausdruck "§ 132 c des 

Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes" durch den Ausdruck 

"§ 132 d des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes" 

ersetzt. 

12. § 8 3  Abs. 1 lautet: 

" (1) Die Krankenbehandlung umfaßt: 

1. ärztliche Hilfe; 

2. Heilmittel; 

3. Heilbehelfe; 

4. medizinische Maßnahmen der Rehabilitation. " 

13. § 85 Abs. 1 dritter Satz lautet: 

" Im Rahmen der Krankenbehandlung (§ 83 Abs. 2) ist der 

ärztlichen Hilfe gleichgestellt: 

1. eine auf Grund ärztlicher Verschreibung erforderliche 

a) physikotherapeutische, 

b) logopädisch-phoniatrisch-audiometrische oder 

c) ergotherapeutische 

Behandlung durch Personen, die gemäß § 52 Abs. 4 des 

Bundesgesetzes betreffend die Regelung des 

Krankenpflegefachdienstes, der medizinisch-technischen 

Dienste und der Sanitätshilfsdienste, BGBl. Nr. 102/196 1, 

zur freiberuflichen Ausübung des physikotherapeutischen 

Dienstes, des logopädisch-phoniatrisch-audiometrischen 

Dienstes bzw. des beschäftigungs- und arbeitstherapeutischen 

(ergotherapeutischen) Dienstes berechtigt sind; 

- 5 -
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2. eine psychologische Behandlung durch Personen, die 

gemäß § 12 Abs. 1 des Psychologengesetzes, 

BGBI. Nr. 360/1990, zur selbständigen Ausübung des 

psychologischen Berufes berechtigt sind; 

3. eine psychotherapeutische Behandlung durch Personen, 

die gemäß § 11 des Psychotherapiegesetzes, 

BGBI. Nr. 361/1990, zur selbständigen Ausübung der 

Psychotherapie berechtigt sind. " 

1 4. Nach § 87 wird folgender § 87 a eingefügt: 

" Medizinische Maßnahmen der Rehabilitation 

§ 87 a. (1) Um den Erfolg der Krankenbehandlung zu sichern 

oder die Folgen der Krankheit zu erleichtern, gewährt der 

Versicherungsträger als Krankenversicherungsträger nach 

p flichtgemäßem Ermessen und nach Maßgabe des § 83 Abs. 2 

medizinische Maßnahmen der Rehabilitation. Diese Maßnahmen 

umfassen neben den sonstigen aus dem Versicherungsfall der 

Krankheit in Betracht kommenden Leistungen (§ 75 Z 3) auch 

die Gewährung von Körperersatzstücken, orthopädischen 

Behelfen und anderen Hil fsmitteln, einschließlich der 

notwendigen Änderung, Instandsetzung und Ersatzbeschaffung 

sowie der Ausbildung im Gebrauch der Hilfsmittel. 

Anstaltsp flege wird nur nach Maßgabe der vorhandenen 

Einrichtungen gewährt. § 202 Abs. 3 und 4 des Allgemeinen 

Sozialversicherungsgesetzes sowie § 85 Abs. 4 und 5 gelten 

sinngemäß. 

(2) Die Maßnahmen nach Abs. 1 werden vom 

Versicherungsträger als Krankenversicherungsträger gewährt, 

wenn und soweit sie nicht vom Versicherungsträger als 

Unfallversicherungsträger bzw. als 

Pensionsversicherungsträger oder einem anderen 

Unfallversicherungsträger oder Pensionsversicherungsträger 

gewährt werden oder der Versicherungsträger als 

Pensionsversicherungsträger oder ein anderer 

- 6 -
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Pensionsversicherungsträger ihre Gewährung nicht an sich 

zieht (§ 152 Abs. 2) . 

(3) Der Versicherungsträger kann die Durchführung von 

medizinischen Maßnahmen der Rehabilitation einem anderen 

Pensionsversicherungsträger mit dessen Zustimmung 

übertragen. Er hat dem Pensionsversicherungsträger in einem 

solchen Fall die Kosten zu ersetzen. Die beteiligten 

Versicherungsträger können jedoch zur Abgeltung der 

Ersatzansprüche unter Bedachtnahme auf die Anzahl der in 

Betracht kommenden Fälle und die Höhe der durchschnittlichen 

Kosten der in diesen Fällen gewährten medizinischen 

Maßnahmen der Rehabilitation die Zahlung jährlicher 

Pauschalbeträge vereinbaren. 

( 4) Der Versicherungsträger hat die von ihm jeweils zu 

treffenden medizinischen Maßnahmen der Rehabilitation mit 

den in Frage kommenden Versicherungsträgern, Dienststellen 

und Einrichtungen zu koordinieren und aufeinander 

abzustimmen. Hiefür gelten die Bestimmungen des § 160 

sinngemäß. " 

15. § 89 Abs. 4 lautet: 

" (4) Als Anstaltspflege gilt nicht die Unterbringung in 

einem Heim für Genesende, die ärztlicher Behandlung und 

besonderer Wartung bedürfen (§ 2 Abs. 1 Z 3 des 

Krankenanstaltengesetzes, BGBl. Nr. 1/1957) oder in einer 

Pflegeanstalt für chronisch Kranke, die ärztlicher Betreuung 

und besonderer Pflege bedürfen (§ 2 Abs. 1 Z 4 KAG) . "  

16. § 94 lautet: 

"Medizinische Hauskrankenpflege 

§ 94. ( 1) Neben der ärztlichen Hilfe und der Versorgung 

mit Heilmitteln bzw. Heilbehelfen ist, sofern ein 

regelwidriger Körper- oder Geisteszustand besteht, der die 

- 7 -
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Krankenbehandlung notwendig macht (§ 7 1  Abs. 1 Z 1) , au f 

Grund ärztlicher Anordnung medizinische Hauskrankenpflege zu 

gewähren. 

(2) Die medizinische Hauskrankenpflege wird erbracht 

durch diplomierte Krankenschwestern bzw. Krankenpfleger 

(§ 23 des Bundesgesetzes betreffend die Regelung des 

Krankenpflegefachdienstes, der medizinisch-technischen 

Dienste und der Sanitätshilfsdienste, BGB1. Nr. 102/1961) , 

die vom Versicherungsträger beigestellt werden oder die mit 

dem Versicherungsträger in einem Vertragsverhältnis im Sinne 

des Sechsten Teiles des Allgemeinen 

Sozialversicherungsgesetzes stehen oder die im Rahmen von 

Vertragseinrichtungen tätig sind, die medizinische 

Hauskrankenp flege betreiben. 

(3) Hat der (die) Anspruchsberechtigte nicht die 

Vertragspartner (§ 338 des Allgemeinen 

Sozialversicherungsgesetzes) oder die eigenen Einrichtungen 

(Vertragseinrichtungen) des Versicherungsträgers in Anspruch 

genommen, so gilt § 88 entsprechend. 

(4) Die medizinische Hauskrankenpflege wird für die Dauer 

von längstens vier Wochen gewährt. " 

1 7. § 95 Abs. 3 lautet: 

" (3) Zu den Kosten eines unentbehrlichen Zahnersatzes, 

der notwendig ist, um eine Gesundheitsstörung oder eine 

wesentliche Störung der Berufsfähigkeit hinanzuhalten und zu 

seiner- Instandsetzung sind nach Maßgabe der Satzung 

Zuschüsse zu gewähren. " 

1 8. Im § 96 Abs. 1 erster Satz wird der Ausdruck " kann" 

durch den Ausdruck "hat" und der Ausdruck "vorsehen" durch 

den Ausdruck " vorzusehen" ersetzt. 

19. a) Die Uberschrift zu § 100 entfällt. 

- 8 -
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b) § 100 Abs. 1 und 2 lauten: 

" (1) Der Versicherungsträger kann unter Berücksichtigung 

des Fortschrittes der medizinischen Wissenschaft sowie unter 

Bedachtnahme auf seine finanzielle Leistungsfähigkeit 

Maßnahmen zur Festigung der Gesundheit gewähren. 

(2) Als Maßnahmen im Sinne des Abs. 1 kommen insbesondere 

in Betracht: 

1. Unterbringung in Erholungsheimen zur Beschleunigung 

der Genesung nach schwerer Krankheit: 

2. Unterbringung in Kuranstalten zur Verhinderung 

a) einer unmittelbar drohenden Krankheit, 

b) der Verschlimmerung einer bestehenden Krankheit, 

wobei die Anwendung natürlicher Heilvorkommen mit eine 

Voraussetzung für den Behandlungserfolg darstellt: 

3. Ubernahme von Kosten für Betriebshelfer und 

Haushaltshel ferinnen. "  

20. § 101 wird au fgehoben. 

21. Im § 106 Abs. 1 wird der Punkt am Ende der Z 5 durch 

einen Beistrich ersetzt; folgender Satzteil wird angefügt: 

" sowie Zeiten, für die aus Anlaß der Aufnahme in das 

pensionsversicherungsfreie Dienstverhältnis vom Dienstnehmer 

an den Dienstgeber ein besonderer Pensionsbeitrag geleistet 

worden ist, sofern für diese Zeiten ein Uberweisungsbetrag 

nach § 167 geleistet worden ist. " 

22. a) § 107 Abs. 1 Z 2 lit. c entfällt; lit. d erhält die 

Bezeichnung c. 

b) § 107 Abs. 1 Z 3 lautet: 

"3. Zeiten, in denen der Versicherte au f Grund der 

Bestimmungen des Wehrgesetzes 1990 ordentlichen oder 

- 9 -
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außerordentlichen Präsenzdienst - ausgenommen Zeiten der 

Pflichtversicherung gemäß § 8 Abs. 1 Z 5 des Allgemeinen 

Sozialversicherungsgesetzes - oder auf Grund der 

Bestimmungen des Zivildienstgesetzes ordentlichen oder 

außerordentlichen Zivildienst geleistet hat; " 

Die bisherigen Z 3 bis 6 erhalten die Bezeichnung 4 bis 7. 

23. a) § 1 1 3  Abs. 2 Z 4 lautet: 

"4. wenn es für den Versicherten (die Versicherte) 

günstiger ist, anstelle der nach Z 1 bis 3 in Betracht 

kommenden Versicherungsmonate die letzten 

1 80 Versicherungsmonate aus allen Zweigen der 

Pensionsversicherung, die vor dem Kalenderjahr liegen, in 

das der Bemessungszeitpunkt fällt. Versicherungsmonate, die 

zwischen dem 1. Jänner 1947 und dem 3 1. Dezember 1950 

liegen, bleiben unberücksichtigt, es sei denn, daß 

Versicherungsmonate nur in diesem Zeitraum vorliegen. 

Bemessungszeitpunkt ist der Stichtag. " 

b) § 1 13 Abs. 5 Z 1 lautet: 

" 1. Beitragsmonate der freiwilligen Versicherung, die 

auch Zeiten enthalten, während welcher Krankengeld, 

Arbeitslosengeld, Notstandshilfe oder Karenzurlaubsgeld aus 

gesetzlicher Versicherung bezogen wurde, wenn es für den 

Versicherten günstiger ist; dies gilt entsprechend auch für 

Beitragsmonate der Pflichtversicherung, welche Zeiten 

enthalten, während welcher berufliche Maßnahmen der 

Rehabilitation (§ 153 dieses Bundesgesetzes sowie §§ 198 

bzw. 303 des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes und 

§ 161 des Gewerblichen Sozialversicherungsgesetzes) gewährt 

wurden bzw. Zeiten einer Beschäftigung enthalten, zu deren 

Ausübung ihn diese Maßnahmen befähigt haben; " 

- 10 -
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c) Im § 113 Abs. 5 wird der Punkt am Ende der Z 2 durch 

einen Strichpunkt ersetzt; folgende Z 3 wird angefügt: 

" 3. Beitragszeiten nach § 106 Abs. 1 Z 5 zweiter 

Halbsatz. " 

24. § 1 1 4  Abs. 2 Z 2 lautet: 

"2. für die Ermittlung der Bemessungszeit kommen die 

letzten 120 Versicherungsmonate im Sinne des § 1 10 vor dem 

Bemessungszeitpunkt in Betracht; Versicherungsmonate, die 

zwischen dem 1. Jänner 1947 und dem 31. Dezember 1950 

liegen, bleiben unberücksichtigt; " 

25. § 122 a Abs. 1 Z 4 lautet: 

"4. Zeiten der Arbeitslosigkeit, für die 

Kündigungsentschädigung, Urlaubsentschädigung oder 

Urlaubsabfindung gebührt,". 

26. § 130 Abs. 5 dritter Satz lautet: 

"Der ab dem Bemessungszeitpunkt der weggefallenen Leistung 

maßgebliche Hundertsatz des Steigerungsbetrages ergibt sich 

aus der Verminderung des zum Stichtag der neu anfallenden 

Leistung festgestellten Hundertsatzes des 

Steigerungsbetrages um den Hundertsatz des 

Steigerungsbetrages der weggefallenen Leistung. " 

2 7. a) § 141 Abs. 1 lautet: 

" (1) Der Richtsatz beträgt unbeschadet der Bestimmungen 

des Abs. 2 

a) für Pensionsberechtigte aus eigener 

Pensionsversicherung, 

aal wenn sie mit dem Ehegatten 

(der Ehegattin) im gemeinsamen 

- 1 1  -
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Haushalt leben • • • • • . • • • • • • • • • • • • • •  9 317 S, 

bb) wenn die Voraussetzungen nach 

aal nicht zutreffen • • • • • • • • • • • • • • •  6 500 S, 

b) für Pensionsberechtigte auf 

Witwen (Witwer) pension • • • • • • • • • • • • • • • • •  6 500 S, 

c) für Pensionsberechtigte auf Waisenpension: 

aa) bis zur Vollendung des 

24. Lebensjahres . . . . . . . . . . . . . . . . . . 2 427 S, 

falls beide Elternteile 

verstorben sind . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 3 646 S, 

bb) nach Vollendung des 

24. Lebensjahres . . . . . . . . . . . . . . . . . . 4 312 S, 

falls beide Elternteile 

verstorben sind . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 6 500 S. 

Der Richtsatz nach lit. a erhöht sich um 693 S für jedes 

Kind (§ 1 19) , dessen Nettoeinkommen den Richtsatz für 

einfach verwaiste Kinder bis zur Vollendung des 

24. Lebensjahres nicht erreicht. " 

b) Im § 141  Abs. 2 wird der Ausdruck "1. Jänner 1992" 

durch den Ausdruck " 1. Jänner 1993" ersetzt. 

28. '§ 152 Abs. 2 erster und zweiter Satz lauten: 

" Die Maßnahmen nach Abs. 1 werden vom Versicherungsträger 

als Pensionsversicherungsträger gewährt, wenn und soweit sie 

nicht aus einer gesetzlichen Krankenversicherung gewährt 

werden. Der Versicherungsträger als 

Pensionsversicherungsträger kann die Gewährung der vom 

Versicherungsträger als Krankenversicherungsträger oder von 

einem anderen Krankenversicherungsträger nach Maßgabe des 

§ 87 a zu erbringenden medizinischen Maßnahmen der 

Rehabilitation jederzeit an sich ziehen. " 

- 12 -
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29. § 169 lautet: 

"Wirkung der Zahlung der Uberweisungsbeträge 

und der Rückzahlung der 

erstatteten Beiträge 

§ 169. Die in den an den Versicherungsträger nach § 167 

dieses Bundesgesetzes, nach § 311 des Allgemeinen 

Sozialversicherungsgesetzes bzw. nach § 175 des Gewerblichen 

Sozialversicherungsgesetzes geleisteten bzw. zurückgezahlten 

Uberweisungsbeträgen und Beiträgen sowie die in dem aus 

Anlaß der Aufnahme in das pensionsversicherungsfreie 

Dienstverhältnis vom Dienstnehmer geleisteten besonderen 

Pensionsbeiträgen berücksichtigten vollen Monate gelten als 

Versicherungsmonate im Sinne dieses Bundesgesetzes, sofern 

diese Monate in dem Uberweisungsbetrag bzw. bei der 

Erstattung der Beiträge als Versicherungsmonate im Sinne 

dieses Bundesgesetzes berücksichtigt worden waren. " 

30. Im § 173 Abs. 3 wird nach dem dritten Satz folgender 

Satz eingefügt: 

"Der Ubergang von bis zu 50 vH des Anspruches auf Pension 

einschließlich allfälliger Zulagen und Zuschläge hat so 

lange zu unterbleiben, solange das Nettoeinkommen (§ 1 40 

Abs. 3) des unterhaltsberechtigten Ehegatten des 

Pensionsberechtigten den Richtsatz gemäß § 141 Abs. 1 

lit. a bb nicht erreicht. " 

31. Im § 181 Z 4 wird d'3r Ausdruck " §  82 a "  durch den 

Ausdruck "§ 82 b "  ersetzt. 

- 13 -
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32. § 187 lautet: 

"Ablehnung des Amtes und Recht zur Amtsausübung 

§ 187. (1) Das Amt eines Versicherungsvertreters 

(Stellvertreters) darf nur aus wichtigen Gründen abgelehnt 

werden. Nach mindestens zweijähriger Amtsführung kann eine 

Wiederbestellung für die nächste Amtsdauer abgelehnt werden. 

(2) Der Versicherungsvertreter (Stellvertreter) hat von 

der Annahme seiner Bestellung (§ 186) den 

Versicherungsträger nachweislich in Kenntnis zu setzen und 

ist unbeschadet des § 190 zweiter Satz ab dem Zeitpunkt des 

Einlangens dieser Mitteilung beim Versicherungsträger zur 

Ausübung seines Amtes ab dem Zeitpunkt, ab dem er bestellt 

ist, berechtigt. " 

33. a) Die Uberschrift zu § 1 89 lautet: 

"Pflichten und Haftung der 

Versicherungsvertreter" 

b) Im § 189 treten an die Stelle des ersten Satzes 

folgende Sätze: 

" Die Mitglieder der Verwaltungskörper des 

Versicherungsträgers haben bei der Ausübung ihres Amtes die 

Gesetze der Republik österreich, die Satzungen des 

Versicherungsträgers und die darauf beruhenden sonstigen 

Rechtsvorschriften zu beachten. Sie sind zur 

Amtsverschwiegenheit sowie zur gewissenhaften und 

unparteiischen Ausübung ihres Amtes verpflichtet. Sie haften 

unbeschadet der Bestimmungen des Amtshaftungsgesetzes für 

jeden Schaden, der dem Versicherungsträger aus der 

Vernachlässigung ihrer Pflichten erwächst. " 

- 14 -
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34. § 192 Abs. 5 lautet: 

" (5) Die gewählten Vorsitzenden von Verwaltungskörpern 

und ihre Stellvertreter sind ab dem Zeitpunkt, für den sie 

gewählt wurden, zur Ausübung ihrer Funktionen berechtigt, 

sobald sie die Annahme ihrer Wahl dem zur Wahl berufenen 

Verwaltungskörper ausdrücklich erklärt haben. " 

Der bisherige Abs. 5 erhält die Bezeichnung 6. 

35. § 193 lautet: 

"Angelobung der Versicherungsvertreter 

§ 193. Der Obmann, die Vorsitzenden des 

Uberwachungsausschusses sowie der Landesstellenausschüsse 

und deren Stellvertreter sind von der Aufsichtsbehörde, die 

übrigen Versicherungsvertreter vom Obmann bzw. vom 

vorläufigen Verwalter anzugeloben und dabei nachweislich auf 

ihre Pflichten gemäß § 189 hinzuweisen. " 

36. a) § 206 Abs. 1 zweiter Satz lautet: 

"Sie dürfen unbeschadet des Abs. 2, des § 206 a und des 

§ 207 nur angelegt werden: ". 

b) § 206 Abs. 2 lautet: 

" (2) Im übrigen sind von den Vorschriften des Abs. 1 

abweichende Veranlagungsarten dann zulässig, wenn sie in 

jedem einzelnen Anlagefall auf Grund von 

Verwaltungskörperbeschlüssen erfolgen, die zu ihrer 

Wirksamkeit der Genehmigung durch den Bundesminister für 

Arbeit und Soziales im Einvernehmen mit dem Bundesminister 

für Finanzen bedürfen. " 

- 15 -
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37. § 206 a lautet: 

"Genehmigung der Beteiligung an 

fremden Einrichtungen 

§ 206 a. Beschlüsse der Verwaltungskörper über eine 

Beteiligung an fremden Einrichtungen gemäß § 1 3  Abs. 2 

bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der Genehmigung durch den 

Bundesminister für Arbeit und Soziales im Einvernehmen mit 

dem Bundesminister für Finanzen. " 

38. Im § 2 1 1  Abs. 1 zweiter Satz zweiter Halbsatz wird der 

Ausdruck " 193 Abs. 2" durch den Ausdruck " 193" ersetzt. 

39. Im § 2 1 7  Abs. 2 wird der Punkt am Ende der Z 5 durch 

einen Strichpunkt ersetzt. Folgende Z 6 wird angefügt: 

"6. Berechnungsgrundlagen bei Gesamtflächenänderungen, 

die gemäß § 2f"Abs. 1 Z 1 lit. a des Bewertungsgesetzes zu 

keiner Wertfortschreibung führen. " 

40. § 219 a erster §atz lautet: 

" Der Versicherungsträger darf Daten im Sinne des 

Datenschutzgesetzes in seiner jeweils geltenden Fassung 

insoweit verwenden, als dies für ihn wesentliche 

Voraussetzung zur Erfüllung gesetzlich übertragener Aufgaben 

ist. " 

- 16 -
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Artikel II 

Ubergangsbestimmung 

Die Bestimmung des § 122 a Abs. 1 Z 4 des 

Bauern-Sozialversicherungsgesetzes in der Fassung des Art. I 

Z 25 ist nur auf Versicherungsfälle anzuwenden, in denen der 

Stichtag nach dem 31. Dezember 1991 liegt. 

Artikel III 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Bundesgesetz tritt, soweit im folgenden nichts 

anderes bestimmt wird, mit 1. Jänner 1992 in Kraft. 

(2) Es treten in Kraft: 

1. rückwirkend mit 1. Jänner 1988 Art. I Z 21, 23 lit. c 

und 29. 

Artikel IV 

Vollziehung 

Mit der Vol1ziehung dieses Bundesgesetzes sind betraut: 

1. hinsichtlich der §§ 206 Abs. 2 und 2 1 7  Abs. 2 Z 6 des 

Bauern-Sozialversicherungsgesetzes in der Fassung des Art. I 

Z 36 lit. b und Z 39 der Bundesminister für Finanzen; 

2. hinsichtlich aller übrigen Bestimmungen der 

Bundesminister für Arbeit und Soziales. 

- 1 7  -
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BSVG 

V o r  b 1 a t t 

A. Problem und Ziel 

Erfüllung des Regierungsprogramms, insbesondere im 
Bereich der Krankenversicherung sowie bezüglich der 
Pensionsdynamik und des Ausgleichszulagenrechts. 

B. Lösung 

Erweiterung des Leistungskataloges der 
Krankenversicherung um die medizinische Hauskrankenpflege, 
um medizinische Maßnahmen der Rehabilitation und 
um Maßnahmen der Gesundheitsförderung bzw. zur 
Verhütung von Krankheiten. In der Pensionsversicherung 
insbesondere die Neuregelung der Aufwertung und 
Anpassung der Pensionen sowie die außertourliche 
Erhöhung der Ausgleichszulagenrichtsätze. 

c. Alternativen 

Beibehaltung des geltenden Rechtszustandes. 

D. Kosten 

Im Bereich der gesetzlichen Pensionsversicherung nach dem BSVG 
führt der vorliegende Entwurf zu einem Mehraufwand für den 
Bund von 320 bis 335 Millionen Schilling. 

E. Konformität mit EG-Recht gegeben. 
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REPUBLIK ÖSTERREICH 
BUNDESMINISTERIUM 

FUR ARBEIT UND SOZIALES Zl. 20. 797/2-2/91 

E r 1 ä u t e r u n  g e n  

Den Schwerpunkt der Änderungen des Entwurfes einer 

16. Novelle zum Bauern-Sozialversicherungsgesetz bilden 

genauso wie im gleichzeitig zur Begutachtung versendeten 

Entwurf einer 50. Novelle zum Allgemeinen 

Sozialversicherungsgesetz die Maßnahmen im Bereich der 

Krankenversicherung. Ihr Ausgangspunkt sind die 

Regierungserklärung vom 1 8. Dezember 1990 und das 

Arbeitsübereinkommen der Regierungsparteien vom 

1 7. Dezember 1990 sowie die Ergebnisse des Arbeitskreises 

"Strukturreform der Krankenversicherung" , der in der Zeit 

vom November 1989 bis Juni 1990 im Bundesministerium für 

Arbeit und Soziales Beratungen abgehalten hat. Insbesondere 

die Regierungserklärung und das Arbeitsübereinkommen setzen 

sich zum Ziel, um die sozialen und medizinischen Leistungen 

besser zu koordinieren, ein Netz von Sozial- und 

Gesundheitssprengel zu schaffen. In Anbetracht der 

Verzahnung der sozialen Krankenversicherung mit dem 

Gesundheitswesen und ihre Einbettung in die allgemeine 

Sozialpolitik ist es notwendig, die Leistungen der 

Krankenversicherung mit der beabsichtigten Neuordnung des 

Gesundheitswesens, soweit dies zur Zeit vertretbar ist, in 

Einklang zu bringen. Die folgenden Maßnahmen stellen den 

Beitrag der Krankenversicherung zur Realisierung dieses 

Zieles dar: 

- Umwandlung der medizinischen Hauskrankenpflege in eine 

Pflichtleistung 

- Gewährung von medizinischen Maßnahmen der Rehabilitation 

im Rahmen der Krankenbehandlung unter Beibehaltung der 

Zuständigkeiten der Unfallversicherung und der 

Pensionsversicherung für die Rehabilitation in ihrem 

Wi�kungsbereich 
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- Ermächtigung der Krankenversicherungsträger zur 

Verbesserung und zum Ausbau der Maßnahmen der 

Gesundheitsförderung (Krankheitsverhütung) 

- Gleichstellung der psychologischen und 

psychotherapeutischen Dienste mit der ärztlichen Hilfe im 

Bereich der Krankenversicherung. 

Darüber hinaus sind noch die Einbeziehung des 

ergotherapeutischen Dienstes in den Leistungskatalog der 

Krankenversicherung zu erwähnen. 

Als Einleitung für die im Zuge der nach dem 

Wirksamwerden der 50. Novelle zum Allgemeinen 

Sozialversicherungsgesetz beabsichtigten nächsten 

Novellierung dieses Gesetzes nimmt der vorliegende Entwurf 

eine Neuregelung der Aufwertungs- und Anpassungsbestimmungen 

der Pensionen in Aussicht. Endziel nach dem 

Arbeitsübereinkommen ist, die Aufwertung und Anpassung so 

umzugestalten, daß sich die Zuwächse det durchschnittlichen 

Einkommen bei Aktiven und Pensionisten (nach Abzug der 

Beiträge) künftig im Gleichklang entwickeln. Die vorliegende 

Neuregelung beseitigt in einem ersten Schritt, die 

Berücksichtigung der Arbeitslosenrate bei der Festsetzung 

der jährlichen Pensionsdynamik, die in Hinkunft nicht mehr 

notwendig sein wird. Diese Änderung wird auch im Bereich des 

Bauern-Sozialversicherungsgesetzes wirksam. 

Ferner verwirklicht der vorliegende Entwurf eine 

weitere, in der Regierungserklärung verankerte Absicht, 

nämlich eine Erhöhung der Ausgleichszulagen-Richtsätze. Dem 

Entwurf zufolge soll der Familienrichtsatz im Jahre 1992 

9 3 1 7  S, der Richtsatz für Alleinstehende 6 500 S monatlich 

betragen. 

Schließlich sind noch eine Reihe von sonstigen 

Änderungen zu erwähnen, zu denen etwa eine Verbesserung des 

tlbergangs eines Pensions(Ausgleichszulagen) anspruchs in den 

Fällen zählt, in denen ein Ehegatte in eine Pflegeanstalt 

aufgenommen wird und der andere Ehegatte in der bisherigen 

gemeinsamen Wohnung verbleibt. 

- 2 -
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Hinsichtlich der finanziellen Auswirkungen der 

beabsichtigten Änderungen wird auf die Finanziellen 

Erläuterungen verwiesen. 

Die Zuständigkeit des Bundes zur Erlassung der im 

vorliegenden Entwurf enthaltenen Regelungen gründet sich auf 

den Kompetenztatbestand "Sozialversicherungswesen " des 

Art. 10 Abs. 1 Z 1 1  B-VG. 

Zu den einzelnen Bestimmungen ist folgendes zu 

bemerken: 

Zu Art. I Z 1 (§ 2 Abs. 1 Z 1) : 

Der Verwaltungsgerichtshof geht in seiner 

Rechtsprechung (VwGH vom 26. März 1982, 81/08/01 75, ua. ) zur 

Frage, aus welchen Umständen auf das Bestehen eines 

forstwirtschaftlichen Betriebes geschlossen werden kann, 

davon aus, daß nach § 6 Abs. 2 Forstgesetz 1975, 

BGBl. Nr. 440, neben der forstwirtschaft lichen Nutzwirkung 

- das ist insbesondere die wirtschaftlich nachhaltige 

Hervorbringung des Rohstoffes Holz - auch die Schutz-, die 

Wohlfahrts- und die Erholungswirkung Wirkungen eines Waldes 

sein können. Da der Gegenstand eines forstwirtschaftlichen 

Betriebes im Sinne des Bauern-Sozialversicherungsgesetzes 

die forstwirtschaftliche Nutzung ist, sei daher zunächst zu 

prüfen, auf welche Wirkung des Waldes der Waldbesitzer 

abzielt. Dazu komme, daß es sich bei einem 

land(forst) wirtschaftlichen Betrieb im Sinne des 

Bauern-Sozialversicherungsgesetzes um eine "grundsätzlich 

dem selbständigen Erwerb dienende, nachhaltig betriebene 

Betätigung, eine organisierte Erwerbsgelegenheit," handeln 

muß, wobei es in besonderem Maße auch auf das "äußere 

Erscheinungsbild der mit Hilfe von technischen oder 

immateriellen Mitteln erfolgenden nachhaltigen Tätigkeiten 

zum Zwecke der Erzielung bestimmter Arbeitsergebnisse der 

land (forst) wirtschaf·tlichen Produktion " ankomme. Für die 

Frage, ob ein forstwirtschaftlicher Betrieb besteht, sei 

- 3 -
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daher entscheidend, "ob der Waldbesitzer bereits Handlungen 

gesetzt hat, die sich als eine forstwirtschaftliehe Nutzung 

seines Waldes darstellen oder zumindest eine 

Prognoseentscheidung rechtfertigen, daß er aus Erträgen 

seines Waldes künftig wirtschaftlichen Nutzen ziehen werde" . 

Das Beseitigen von Holz, das durch Windwurf, 

Schneebruch oder auf ähnliche Weise angefallen ist, und 

Maßnahmen, mit denen nur den forstrechtlichen 

Verpflichtungen nachgekommen wird, sind nach der ständigen 

Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes keine 

Bewirtschaftungshandlungen, die den Schluß auf eine 

forstwirtschaftliehe Nutzung zulassen. Während des Wuchses 

geht die Bewirtschaftung des Waldes zur Erzielung der 

forstwirtschaftlichen Nutzwirkung aber selbst oft lange Zeit 

nicht über derartige Maßnahmen hinaus, sodaß sie oft kaum 

nachweisbar ist. 

Nachdem Wald nach § 12 lit. b Forstgesetz 1975 aber so 

zu behandeln ist, daß unter anderem auch die 

forstwirtschaftliche Nutzwirkung des Waldes nachhaltig 

gesichert bleibt und der ständige Wachstums- bzw. 

Alterungsprozeß des Waldes einen Stillstand ausschließt, ist 

der Waldbesitzer in der Regel zu einer Bewirtschaftung 

verpflichtet, die zwangsläufig zu einer 

forstwirtschaftlichen Nutzbarkeit führt. Der Verzicht auf 

eine forstwirtschaftliehe Nutzung und die Beschränkung auf 

die anderen Wirkungen des Waldes stellen daher Ausnahmefälle 

dar. 

Da Wald somit in der Regel zum selbständigen Erwerb 

nachhaltig forstwirtschaftlich - also in der einern 

land (forst) wirtschaftlichen Betrieb im Sinne des 

Bauern-Sozialversicherungsgesetzes entsprechenden Weise -

genutzt wird, dies aber oft lange Zeit kaum nachweisbar ist, 

würde die vorgeschlagene gesetzliche Vermutung den 

tatsächlichen Verhältnissen Rechnung tragen. 

Diese Vermutung entscheidet aus folgenden Gründen auch 

die Frage, auf wessen Rechnung und Gefahr die 

Bewirtschaftung erfolgt: Ein land (forst) wirtschaftlicher 

- 4 -
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Betrieb wird nach der ständigen Rechtsprechung des 

Verwaltungsgerichtshofes (VwGH vorn 4. Juni 1982, 8 1/08/005 1, 

ua. ) auf Rechnung und Gefahr des jenigen geführt, der " auf 

Grund der nach außen in Erscheinung tretenden 

Rechtsbeziehungen aus der Führung des Betriebes berechtigt 

und verpflichtet wird". Wenn während des Wuchses des Waldes 

längere Zeit keine Bewirtschaftungshandlungen gesetzt werden 

und daher keine " nach außen in Erscheinung tretenden 

Rechtsbeziehungen" entstehen, kann insbesondere bei einer 

Veränderung der Besitzverhältnisse der Fall eintreten, daß 

diese Frage nicht entschieden werden kann. Die Formulierung 

"des dazu im eigenen Name'n Berechtigten" schließt an diese 

Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes an, nach der die 

Betriebsführung in erster Linie dem Eigentümer zuzurechnen 

ist und eine Änderung dieser Zurechnung durch dingliche oder 

obligatorische Rechtsakte bewirkt werden kann. 

Zu Art. I Z 2 bis 5, 7 bis 9, 11 bis 16, 18 bis 21, 23 

lit. c, 25, 27 bis 30, 32 bis 38 und 40 (§§ 18 Abs. 2, 19 

Abs. 1, 38 Abs. 4, 39 Abs. 1, 74 Abs. 1 Z 1 und Abs. 2, 75 

Z 1 und 3, 75 a, 82 a, 83 Abs. 1, 85 Abs. 1, 87  a, 89 

Abs. 4, 94, 96 Abs. 1, 100 Abs. 1 und Abs. 2 Z 1 und 2, 101, 

106 Abs. 1 Z 5, 113 Abs. 5 Z 3, 122 a Abs. 1 Z 4, 141 Abs. 1 

und 2, 152 Abs. 2, 169, 173  Abs. 3, 187, 189, 192 Abs. 5, 

193, 206 Abs. 1 und 2, 206 a, 2 11 Abs. 1 und 2 19 a) : 

Diese Änderungen entsprechen den gleichartigen 

Änderungen des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes, wie 

sie im Rahmen des Entwurfes einer 50. Novelle zum ASVG 

vorgeschlagen wurden. Auf eine gesonderte Erläuterung dieser 

Änderungen kann verzichtet und auf die entsprechenden 

Ausführungen zum genannten Entwurf der Novelle zum 

Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz Bezug genommen werden, 

weil den in Betracht kommenden Erläuterungen vollinhaltlich 

auch für die korrespondierenden Änderungsvorschläge des 

Bauern-Sozialversicherungsgesetzes Geltung zukommt. Um im 
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Einzelfall das Auffinden der gewünschten Erläuterung im 

ASVG-Novellenentwurf zu erleichtern, werden im folgenden die 

in beiden Gesetzen einander entsprechenden Vorschriften 

gegenübergestellt: 

BSVG ASVG 

§ 18 Abs. 2 • . • • • • • • • • . • •  § 40 Abs. 2 

§ 19 Abs. 1 . • . • . • • • • • • • •  § 41  Abs. 1 

§ 38 Abs. 4 . • . • • • • • • • • • •  § 67 Abs. 6 

§ 39 Abs. 1 • • . • • • . • • • • • •  § 68 Abs. 1 

§ 74 Abs. l Z 1 und 

Abs. 2 . • • • • • • • • • • • •  § 1 16 Abs. 1 Z 1 und Abs. 2 

§ 75 Z 1 und 3 • • • • • • • • • •  § 117 Z 1 und 3 

§ 75 a . . . . . .  e . . .. . . . . . . . .  § 1 18 

§ 82 a • . • . . • • . . • . • . . . . • •  § 132 c 

§ 8 3  Abs. 1 • • • • • • • • • • • • •  § 133 Abs. 1 

§ 85 Abs. 1 • • • • • • • • • • • • •  § 135 Abs. 1 

§ 8 7  a . . . . . . . . . .. . . . . . . . .  § 137 a 

§ 89 Abs. 4 • • • • • • . • • • • • •  § 144 Abs. 4 

§ 94 . . . . . . . . . . • . . . . . • • . .  § 151 

§ 96 Abs. 1 • • • • • • • • • • • • •  § 154 Abs. 1 

§ 100 Abs. 1 und 

Abs. 2 Z 1 und 2 • • •  § 155 Abs. 1 und Abs. 2 Z 1 und 2 

§ 101 . . . . . . . • . . . . . . . . . . . .  § 156 

§ 106 Abs. 1 Z 5 • • • • • • • • •  § 225 Abs. 1 Z 5 

§ 113 Abs. 5 Z 3 • • • • • • • • •  § 238 Abs. 4 Z 3 

§ 122 a Abs. 1 Z 4 • • • • • • •  § 253 a Abs. 1 Z 4 

§ 141 Abs. 1 und 2 • • • • • • •  § 293 Abs. 1 und 2 

§ 152 Abs. 2 • • • • • • • • • • • • •  § 302 Abs. 2 

§ 169 . • . • . • • . . . . • . . • . . . . •  § 313 

§ 173  Abs. 3 • • • • • • • • • • • • •  § 324 Abs. 3 

§ 187 . . . . . . .  � . . . . . . • . . • . . •  § 422 

§ 189 . . . . . . • • . • • . . . . . . . . .  § 424 

§ 192 Abs. 5 • • • • • • • • • • • • •  § 431 Abs. 5 

§ 193 . . . . . . ' . �". . . . . . . . . . . . .  § 4 32 
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• 

§ 206 Abs. 1 und 2 • • • • • • •  § 446 Abs. 1 und 3 

§ 206 a • • • • • • • • • • • • • • • • • •  § 446 a 

§ 211 Abs. 1 • • • • • • • • • • • • •  § 451 Abs. 1 

§ 219 a • • • • • • • • • • • • • • • • • •  § 460 c 

Zu Art. I Z 6 (§ 5 7  a Abs. 1) : 

'Die gegenständliche Zitierungsänderung steht mit der 

Aufhebung des § 143 Abs. 1 Z 2 ASVG (Ruhen des 

Krankengeldanspruches bei Anstaltspflege) im Entwurf einer 

50. Novelle zum Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz im 

Zusammenhang. 

Zu Art. I Z 10 und 31 (§§ 80 Abs. 3 lit. a und 181 Z 4) : 

Die gegenständliche Zitierungsänderung steht mit der 

Umbenennung des § 82 a BSVG in. § 82 b BSVG und mit der 

Aufhebung des § 101 BSVG im Zusammenhang. 

Zu Art. I Z 17 (§ 95 Abs. 3) : 

Die Regelung über die Gewährung des Zahnersatzes im 

Bauern-Sozialversicherungsgesetz wurde an die diesbezügliche 

Bestimmung im Gewerblichen Sozialversicherungsgesetz (§ 94 

Abs. 1 Z 2) angepaßt. 

Zu Art. I Z 22 lit. a und b (§ 107 Abs. 1 Z 2 und 3) : 

Nach den derzeitigen Bestimmungen des § 107 Ahs. 1 Z 2 

lit. c BSVG sind Zeiten, in denen auf Grund der Bestimmungen 

des Wehrgesetzes 1978 ordentlicher oder außerordentlicher 

Präsenzdienst - ausgenommen Zeiten einer Pflichtversicherung 

gemäß § 8 Abs. 1 Z 5 ASVG - oder auf Grund der Bestimmungen 
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des Zivildienstgesetzes ordentlicher oder außerordentlicher 

Zivildienst geleistet wurde, als Ersatzzeiten zu 

berücksichtigen. Voraussetzung ist in diesen Fällen aber 

- im Unterschied zum ASVG (§§ 227 Abs. 1 Z 7 und 8) -, daß 

der Versicherte am Stichtag die österreichische 

Staatsbürgerschaft besitzt. Diese unterschiedlichen 

Voraussetzungen führen dazu, daß die Anrechnung dieser 

Ersatzzeit davon abhängig ist, welcher gesetzlichen 

Pensionsversicherung der Versicherte am Stichtag zugehörig 

ist. 

Mit dem vorliegenden Novellierungsvorschlag soll diese 

Ungleichbehandlung beseitigt werden. 

Gleichzeitig wird im § 107 Abs. 1 Z 3 BSVG die 

Zitierung des unter der BGBl. Nr. 305/ 1990 

wiederverlautbarten Wehrgesetzes 1978 korrigiert. 

Zu Art. I Z 23 lit. a und Z 24 (§§ 1 13 Abs. 2 Z 4 und 1 14 

Abs. 2 Z 2) : 

Gemäß den §§ 238 Abs. 2 Z 4 und 239 Abs. 2 Z 2 ASVG 

bleiben Versicherungsmonate, die zwischen dem 1. Jänner 1947 

und dem 3 1. Dezember 1950 liegen, bei der Ermittlung der 

Bemessungszeit außer Betracht. Dem 

Bauern-Sozialversicherungsgesetz hingegen ist eine solche 

Bestimmung fremd. Um nun einen Gleichklang zwischen den 

gegenständlichen Bemessungsvorschriften des Allgemeinen 

Sozialversicherungsgesetzes und jenen des 

Bauern-Sozialversicherungsgesetzes herzustellen, wird 

vorgeschlagen, die §§ 1 13 und 1 14 BSVG im vorgeschlagenen 

Sinn zu ergänzen. 

Zu Art. I Z 23 lit. b (§ 1 13 Abs. 5 Z 1): 

Im Gegensatz zur Regelung des § 238 Abs. 4 Z 1 ASVG 

bleiben bei Ermittlung einer Bemessungsgrundla�8 aemäß § 113 
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.., 

BSVG "Beitragsmonate der freiwilligen Versicherung, die auch 

Zeiten enthalten, während welcher Krankgengeld, 

Arbeitslosengeld, Notstandshilfe oder Karenzurlaubsgeld aus 

gesetzlicher Versicherung bezogen wurde oder während welcher 

der Anspruch auf Krankengeld ausschließlich nach § 143 

Abs. 1 Z 2 des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes 

ruhte" , nicht außer Betracht. Zum Zwecke einer 

Harmonisierung der Regelungen über die 

Bemessungsgrundlagenbildung wird vorgeschlagen, die 

gegenständlichen Bestimmungen in allen 

Pensionsversicherungsgesetzen wegen der wechselseitigen 

Wirkung in Wanderversicherungsfällen inhaltlich aneinander 

anzupassen. 

Zu Art. I Z 26 (§ 1 30 Abs. 5) : 

Durch diesen Änderungsvorschlag soll ein anläßlich der 

Ausarbeitung der 11. Novelle zum 

Bauern-Sozialversicherungsgesetz, BGB1. Nr. 61 1/1987, 

unterlaufenes Redaktionsversehen beseitigt werden. 

Zu Art. I Z 39 (§ 217 Abs. 2 Z 6) : 

Nach den Bestimmungen des Bewertungsgesetzes hat unter 

bestimmten Voraussetzungen eine Neufeststellung des 

Einheitswertes (Fortschreibung) wegen Geringfügigkeit der 

bewirkten Wertänderung zu unterbleiben. Auf Grund der 

Bestimmung des § 23 Abs. 3 lit. f BSVG in der Fassung der 

11. Novelle zum Bauern-Sozialversicherungsgesetz, 

BGBl. Nr. 611/ 1987, die am 1. Jänner 1988 in Kraft getreten 

ist, werden im Bereich der Bauern-Sozialversicherung 

Flächenänderungen auch in jenen Fällen berücksichtigt, wenn 

gemäß § 21 Abs. 1 Z 1 1it. a des Bewertungsgesetzes der 

Einheitswert nicht neu festgestellt wird. 

- 9 -
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Gemäß § 2 1 7  BSVG erhält die Sozialversicherungsanstalt 

der Bauern in solchen Fällen zwar eine Mitteilung des 

Bundesrechenamtes über die Änderung als solche, jedoch ohne 

nähere Angaben über die Art und den Umfang der Änderung. 

Dies macht eine gesonderte Anfrage der Anstalt beim 

zuständigen Finanzamt erforderlich. 

Im Sinne einer Verwaltungsvereinfachung wird 

vorgeschlagen, § 2 17 Abs. 2 BSVG in der Weise zu ergänzen, 

daß die Abgabenbehörden des Bundes der 

Sozialversicherungsanstalt der Bauern auch die 

Berechnungsgrundlagen bei Gesamtflächenänderungen, die gemäß 

§ 21 Abs. 1 Z 1 lit. a des Bewertungsgesetzes zu keiner 

Wertfortschreibung führen, zu übermitteln haben. 

- 10 -
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REPUBLI K  ÖSTERREICH 
BUNDESMINISTER IUM 

FUR ARBEIT UND SOZIALES Zl. 20. 797/2-2/91 

Finanzielle Erläuterungen 

Der Schwerpunkt des vorliegenden Entwurfes liegt im Bereich 

der sozialen Krankenversicherung. Durch eine Reihe von 

Leistungsverbesserungen soll eine Strukturreform im Bereich der 

gesetzlichen Krankenversicherung bewirkt werden. Damit werden 

zumindest soweit es die gesetzliche Krankenversicherung betrifft, 

die Rahmenbedingungen für ein modernes und leistungsfähiges 

Gesundheitssystem geschaffen. 

Mit dem vorliegenden Maßnahmenpaket erbringt die soziale 

Krankenversicherung eine Reihe von finanziellen Vorleistungen. 

Diesen Vorleistungen müssen konkrete Maßnahmen in anderen 

Bereichen des Gesundheitswesens folgen. Zu letzteren gehören im 

besonderen der Aufbau einer flächendeckenden Versorgung im Sinne 

von Sozial- und Gesundheitssprengeln sowie die Neugestaltung der 

Krankenanstaltenfinanzierung im Wege eines leistungsorientierten 

Finanzierungsmodells. 

Von den im vorliegenden Entwurf enthaltenen Maßnahmen sind 

folgende Vorhaben finanziell von Bedeutung: 

1. Medizinische Hauskrankenpflege als Pflichtleistung in der 

Krankenversicherung 

Eine exakte Quantifizierung der finanziellen Auswirkungen 

der Einführung der "medizinischen Hauskrankenpflege" als neue 

Pflichtleistung in der Krankenversicherung ist nicht möglich. 

Zum einen sind statistische Daten über die Anzahl der 

Personen, die für die Inanspruchnahme dieser neuen Leistung in 

Betracht kommen, derzeit nicht vorhanden. Zum anderen hängt die 

Kostenentwicklung davon ab, wie rasch es gelingt, eine 
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flächendeckende Versorgung mit dem benötigten Pflegepersonal etwa 

im Wege von Sozial- und Gesundheitssprengeln aufzubauen. 

Mit diesen Unsicherheiten behaftet, kann für die jährlichen 

Gesamtkosten der "medizinischen Hauskrankenpflege" für den 

Bereich der Krankenversicherung nach dem 

Bauern-Sozialversicherungsgesetz eine Größenordnung von rd. 100 

bis 150 Millionen Schilling (Geldwertbasis 1992) angegeben 

werden. Dabei ist aber zu berücksichtigen, daß diese Kosten in 

ihrer vollen Höhe erst nach einer Anlaufphase von ca. 10 Jahren 

anfallen werden. Für das Jahr 1992 für den Bereich der 

Krankenversicherung nach dem Bauern-Sozialversicherungsgesetz 

werden Kosten in einer Größenordnung von 15 Millionen Schilling 

erwartet, die sich sodann mittelfristig auf das volle Ausmaß 

erhöhen. 

Infolgedessen werden fürs erste auch keine finanziellen 

Entlastungen des Spitalssektors erwartet. Erst wenn es gelingt, 

die Finanzierung der Krankenanstalten auf eine 

leistungsorientierte Basis umzustellen sowie die bereits für die 

Vergangenheit vorgesehene Verringerung der Zahl der Akutbetten im 

stationären Bereich zu erreichen, kann die medizinische 

Hauskrankenpflege eine finanzielle Entlastung der 

Spitals finanzierung mit sich bringen. 

Eine Doppelbelastung der sozialen Krankenversicherung, durch 

Ausbau der Hauskra.nkenpflege einerseits und Spitalsfinanzierung 

andererseits, gilt es aber zu vermeiden: 

Jahresausgleichszahlungen der sozialen Krankenversicherung 

an die Rechtsträger von Krankenanstalten, die derzeit zu leisten 

sind, wenn in einem Finanzjahr die Zahl der auf Rechnung eines 

Krankenversicherungsträgers geleisteten Pflegetage unter die 

Anzahl der entsprechenden Pflegetage des Jahres 1987 sinkt, 

dürfte es ab dem Jahre 1992 in einer neuen KRAZAF-Regelung nicht 

mehr geben. Andernfalls wäre für die soziale Krankenversicherung 

eine doppelte finanzielle Belastung gegeben. 

2. Medizinische Maßnahmen der Rehabilitation in der 

Krankenversicherung 

- 2 -
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Die medizinischen Maßnahmen der Rehabilitation im Bereich 

der Krankenversicherung werden gewährt, wenn und so weit sie 

nicht vom Unfallversicherungsträger gewährt werden und ein 

Pensionsversicherungsträger ihre Gewährung nicht an sich zieht. 

Damit treten im Bereich der Krankenversicherung die medizinischen 

Maßnahmen der Rehabilitation ergänzend zu den sonstigen 

Leistungen aus dem Versicherungsfall der Krankheit hinzu. Die 

primäre Zuständigkeit für medizinische Maßnahmen der 

Rehabilitation liegt nunmehr zwar bei der Krankenversicherung, 

dies gilt in erster Linie aber nur für jenen Personenkreis, der 

zwar krankenversichert, nicht aber pensionsversichert ist. Die 

bereits bestehende Zuständigkeit der Pensionsversicherungsträger 

für ihren Bereich bleibt unberührt, als diese die Gewährung der 

Rehabilitation jederzeit an sich ziehen können. 

Die somit geschlossene Lücke im Bereich der medizinischen 

Rehabilitation betrifft daher in erster Linie mitversicherte 

Angehörige sowie Pensionisten. 

Auch in diesem Bereich erbringt die soziale 

Krankenversicherung finanzielle Vorleistungen. Neben der anfangs 

wohl überwiegenden Leistungserbringung von medizinischen 

Rehabilitationsmaßnahmen in eigenen Einrichtungen der 

Sozialversicherungsträger wird es notwendig sein, gerade im 

Bereich der Rehabilitation älterer Patienten im Anschluß an den 

Akutbereich in den Spitälern stationäre medizinische 

Rehabilitationszentren zu schaffen. Diese erst zu schaffenden 

"Remobilisationseinrichtungen " im Bereich der Spitäler sollen 

dazu beitragen, daß ältere Patienten nicht zu Pflegefällen 

werden, da gerade in diesem Bereich medizinische 

Rehabilitationsmaßnahmen in unmittelbarem Anschluß an eine 

Akutpflege am sinnvollsten sind. 

Auch in diesem Bereich ist es daher notwendig, die 

entsprechenden Strukturen aufzubauen. Daneben ist es aber 

notwendig, auch für diese Einrichtungen jene Pflegestandards und 

Qualitätsnormen zu garantieren, die bereits derzeit für den 

stationären Sektor gelten. 

Infolge der Tatsache, daß auch im Bereich der medizinischen 

Rehabilitation neue Strukturen zum Teil erst geschaffen werden 
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müssen, wird auch die Kostenentwicklung nur mittelfristig 

fortschreiten. Für das Jahr 1992 werden in einer ersten 

Anlaufphase Kosten im Bereich der Krankenversicherung nach dem 

Bauern-Sozialversicherungsgesetz von rund 15 Millionen Schilling 

erwartet. Bei einem entsprechenden vollen Ausbau der 

Leistungsstrukturen in einem Zeitraum von etwa 10 Jahren werden 

jährliche Kosten in diesem Bereich von rund 50 bis 75 Millionen 

Schilling erwartet (Geldwertbasis 1992) . 

3. Gleichstellung der psychologischen und psychotherapeutischen 

Dienste mit der ärztlichen Hilfe 

Einer groben Abschätzung der psychologischen und 

psychotherapeutischen Vereinigungen zufolge, bedürfen rund 5% der 

österreichischen Wohnbevölkerung psychologischer bzw. 

psychotherapeutischer Hilfe. Von diesen 350 000 Personen wird für 

150 000 Personen ein eher dringender Behandlungsbedarf 

konstatiert. Zum gegenwärtigen Zeitpunkt dürften allerdings nur 

30 000 bis 50 000 Personen psychologische bzw. 

psychotherapeutische Dienste in Anspruch nehmen, wobei die 

Behandlungsdauer zwischen kurzer Behandlungsdauer und 

Langzeittherapie differiert. 

Unter Heranziehung dieser Zahlen können die Kosten für die 

Krankenversicherung nach dem Bauern-Sozialversicherungsgesetz für 

diese Maßnahme mit rund 30 Millionen Schilling pro Jahr grob 

abgeschätzt werden. Wie bereits in den vorangegangenen Punkten 

werden auch hier diese Kosten erst mittelfristig entstehen, da 

der zur Behandlung zugelassene Personenkreis von Psychologen un9 

Psychotherapeuten erst im Aufbau begriffen ist. Für das Jahr 1992 

wird daher mit Kosten von 7,5 Millionen Schilling gerechnet. 

Neben diesen drei Maßnahmen enthält der vorliegende Entwurf 

für den Bereich der sozialen Krankenversicherung noch eine 

Vielzahl kleinerer Maßnahmen, die sich allerdings finanziell nur 

in geringem Ausmaß niederschlagen werden. Dazu zählen 

insbesondere: 

- 4 -

66/ME XVIII. GP - Entwurf 33 von 58

www.parlament.gv.at



- Ermächtigung der Krankenversicherungsträger zur Verbesserung 

und zum Ausbau von Maßnahmen der Krankheitsverhütung und 

Krankheitsfrüherkennung (Primär- und Sekundärprävention) 

- Einbeziehung der ergotherapeutischen Dienste in den 

Leistungskatalog der Krankenversicherung 

Addiert man die in den Punkten 1 bis 3 für das Jahr 1992 

genannten Kosten, so ergibt sich für den Bereich der sozialen 

Krankenversicherung nach dem Bauern-Sozialversicherungsgesetz ein 

Mehraufwand von rund 40 Millionen Schilling. 

Mittelfristig, in einem Zeitraum von etwa 10 Jahren, werden 

sich die Leistungsverbesserungen, sofern die notwendigen 

Strukturmaßnahmen auch außerhalb des Bereiches der sozialen 

Krankenversicherung getätigt worden sind, mit jährlichen 

Mehrkosten für die Krankenversicherung nach dem 

Bauern-Sozialversicherungsgesetz von rund 180 bis 250 Millionen 

Schilling niederschlagen (Geldwertbasis 1992) . 

Die mit diesem Entwurf verbundenen Mehrkosten im Bereich der 

Krankenversicherung können nur durch ein Anheben der 

Beitragssätze in diesem Bereich finanziert werden. Dessen 

ungeachtet enthält der vorliegende Entwurf noch keine konkreten 

Bestimmungen über das Ausmaß der notwendigen 

Beitragssatzerhöhung, da eine wesentliche Finanzierungsfrage im 

Bereich der sozialen Krankenversicherung derzeit noch offen ist. 

Erst wenn eine neue Regelung für die mit dem Jahr 1991 

auslaufende KRAZAF-Rege1ung getroffen worden ist, kann das 

gesamte zukünftige Finanzierungserfordernis für die soziale 

Krankenversicherung bestimmt werden. 

Der Entwurf zur 50. Novelle zum Allgemeinen 

Sozialversicherungsgesetz enthält für den Bereich der 

gesetzlichen Pensionsversicherung zwei Maßnahmen, die auch für 

den Bereich des Bauern-Sozialversicherungsgesetzes von Bedeutung 

sind: 
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1. die überproportionale Erhöhung der Richtsätze für die 

Bezieher von Ausgleichszulagen: 

Gemäß der Regierungserklärung vom 18. Dezember 1990 und dem 

Arbeitsübereinkommen der Regierungsparteien vom 17. Dezember 1990 

verwirklicht der vorliegende Entwurf die erste Etappe der in drei 

Etappen bis zum Jahr 1994 vorgesehenen Erhöhung der 

Ausgleichszulagenrichtsätze. Der Richtsatz für Alleinstehende 

erhöht sich von 6 000 S im Jahr 1991 auf 6 500 S im Jahr 1992, 

der Richtsatz für Verheiratete von 8 600 S auf 9 317 S. Dies 

entspricht einer Erhöhung der Ausgleichszulagenrichtsätze um 

8,3%. Von diesen Maßnahmen werden insgesamt rund 72 000 

Ausgleichszulagenbezieher im Bereich des 

Bauern-Sozialversicherungsgesetzes profitieren. 

Die damit verbundenen Mehrkosten für die gesetzliche 

Pensionsversicherung nach dem Bauern-Sozialversicherungsgesetz 

werden im Jahr 1992 rund 262 Millionen Schilling betragen. 

2. Herausnahme der Arbeitslosenrate bei der Berechnung des 

Richtwertes. 

Der Wegfall der Berücksichtigung der Arbeitslosenrate bei 

der Berechnung des Richtwertes führt bei der gegenwärtigen Höhe 

der Arbeitslosenrate zu einer Erhöhung des Richtwertes um 0,5 bis 

0,6 Prozentpunkte. Dies würde sich in einer Erhöhung des 

Anpassungsfaktors im gleichen Ausmaß niederschlagen, 

vorausgesetzt, die endgültige Festsetzung des Anpassungsfaktors 

orientiert sich am Richtwert. 

Für den Bereich der gesetzlichen Pensionsversicherung nach 

dem Bauern-Sozialversicherungsgesetz führt eine um 0, 5 

Prozentpunkte höhere Pensionsanpassung zu Mehraufwendungen von 

rund 60 Millionen Schilling, bei 0,6 Prozentpunkten mehr' 

Pensionsanpassung betragen die Mehrkosten 70 Millionen Schilling. 

Die in Punkt 1 und 2 genannten Maßnahmen im Bereich der 

gesetzlichen Pensionsversicherung führen im Wege der 

Ausfallhaftung des Bundes bei der Finanzierung der 

Pensionsversicherung zu einem Mehraufwand für dc� Bund. 
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Dieser beträgt bei der gesetzlichen Pensionsversicherung 

nach dem Bauern-Sozialversicherungsgesetz rund 320 bis 

335 Millionen Schilling für das Jahr 1992. 

- 7 -
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BSVG-Ge l t ende F a s s un g  

P f l i ch t ver s i cherung i n  der K r ankenver s i cherung 
u n d  i n  d e r  Pens i on sver s i cherung 

§ 2 .  ( 1 )  Auf Grund d i eses Bundesge s e t z e s  s i n d , sowe i t  
e s  s i ch um n a t ü r l i che Per sonen hande l t , i n  der 
K r ankenver s i cherung u n d  i n  der Pen s i onsver s i che r u ng nach 
Maßgabe der f o l genden Be s t i mmungen p f l i ch t ver s i cher t : 

1 .  Per sonen , d i e  a u f  i h r e  Rechnung und Gefahr e i nen 
l and ( for s t ) w i r t sc ha f t l i chen Bet r i eb im S i nne der 
Be s t i mmungen des L a n d a r be i t sgese t ze s  1 984 , 
BGB 1 . Nr . 2 8 7 , f ü h r e n  oder a u f  der en Rechnung und Gefahr 
e i n  s o l cher Bet r i eb gefü h r t w i r d ;  

2 .  unveränder t .  

( 2 )  b i s  ( 6 )  unveränder t .  

Me l d u ngen der L e i s t ung s ( Z ah l un g s ) emp fänger 

§ 1 8 .  D i e  L e i s t ungsempfänger pzw . Zah l u n g semp fänger 
( §  7 1 ) s i nd ver p f l i ch t e t , j ede Anderung i n  den für den 
F or t bes t and der Bezugsbe r ech t i gu n g  maßgebenden 
Ver hä l t n i s s e n  s ow i e  j ed e  Änderung i h r e s  Wohn s i t zes bzw . 
des Wohn s i t ze s  d e s  A n s p r uch sberech t i g t en , sowe i t i m  
f o l genden n i ch t s  ander e s  be s t i mmt w i r d ,  b i n nen zwe i 
Wochen dem z u s t än d i gen Ver S i che r u n g s t r äger a n z u ze i gen . 
A n s p r uchsbe r ech t i g t e  a u f  Pen s i onen a u s  der 
Pens i on sver s i cherung m i t Ausnahme der A n s p r üche auf 
Wa i senpen s i onen haben während des Pens i on s be z uges bzw . 
währ end des Ruhens d e s  Pens i on s a n s p r uches j ede Aufn ahme 
e i ne r  E rwe r b s t ä t i gk e i t s ow i e  d i e  Höhe des 
E r we r b s e i n komme n s  u n d  j ede Änderung der Höhe des 
E rw e r bse i n k omme n s  b i nnen s i eben T agen z u  me l den , sowe i t  
d i e s f ü r  den F o r t be s t and und d a s  A u sma ß der 
Bezugsberech t i gu n g  ma ß gebend i s t .  E i n komme n s änderungen , 
d i e  a u f  G r u n d  d e r  a l l j äh r l i chen Ren t en a n p a s s ung i n  der 
K r i egsop fer - u n d  Hee r e s ver sorgung bew i r k t  werden , 
u n t er l i egen n i ch t  der An ze i gever p f l i ch t un g . 

BS VG-Vol' gesch 1 agene F a s s u ng 

P f l i ch t ve r s i ch e r u n g  I n  d e r  K r ankenver s i cherung 
und i n  der Pens 1 0n s ver s i cherung 

§ 2 .  ( 1 )  Au f G r und d i e s e s  Bundesgese t z es s i nd ,  sowe i t  
es s i c h um na t Ü t' 1 i che Pet' s onen rl ande "j t ,  i n der 
K r ankenver' s i che r u n g  und i n  der" Pen s i on s ver s i cller ung nach 
Maßgabe der' f o l genden Be s t  I mrnungen p f l  i ch t ve r' s i c he r t : 

1 .  Per sonen , d I e a u f  i h r e  Rechnung und Gefahr e i nen 
l and ( for s t ) w i r t sc h a f t l i chen Bet r i eb i m  S i nne der 
Be s t i mmu ngen des L andar" be l t sgese t z es 1 984 , 
BGB 1 . Nr . 287 , füh r en oder a u f  deren Rechnung u n d  Gefahr 

* e i n  s o l cher 8et r i eb gefüh r t  w i r d ;  h i ebe i w i r d vermu t e t , 
* d a ß  der Wa l d  i m  S i nne des § 1 F or s t ges e t z  1 97 5 , 
* BGB 1 .  Nr . 440 , a u f  Rechnung und Ge farl r  des d a z u  i m  
* e i genen Namen Berec h t i g t en I n  der e i n em 
* f o r s t W i r t scha f t l i chen Bet r i eb en t s p r echenden We i se 
* bew i r t sch a f t e t  w i r d .  Der Gegenbewe i s  i s t z u l ä s s i g ;  

2 .  unveränder t .  

( 2 )  b i s  ( 6 )  unver änuer t .  

Me l dungen der l e i s t u ngs ( Z ah l u n g s ) emp fänger 

* § 1 8 .  ( 1 )  D i e  L e ; s t ungsernp fänger' tJZw . 
* ?ah l ung sernp fäng.ar ( §  7 1 )  s i nd ve r p f l  i c h t e t , j ede 
* Ander ung i n  den F Ü t' den F o r t be s t al,d d e r' 
* l;3ezugsber ech t i gu ng ! l ;a ßgebenden Ver hcl. 1 t n i ssen sow i e j ede 
* Ande r u n g  i h r e s  Wohn s i t ze s  bzw . des Woh n s i t zes d e s  
* An s p r uchsberech t i g t en , sowe i t  i m  fo l genden n i ch t s  
* ande r e s  bes t i  mmt w ;  r' d ,  b i n nen zwe i Wochen dem 
* z u s t änd i gen Ver s i Ol e r u n g s t r äger anzuze i gen . 
* A n s p r uch sberech t i g t e  a u f  P en s i onen a u s  der 
* Pens i on sver s i cherung m i t A u s nahme der A n s p r üche a u f  
* Wa i senpen s i onen haben während d e s  Pen s i on s bezuges bzw . 
* während des Ruhens des Pen s i onsanspr uches j ede A u f n ahme 
* e i ne r  E r werb s t ä t i gke i t  s ow i e  d i e  Höhe des 
* E rwerbse i nk omrne n s  und j ede Ändet' ung der Höhe des 
* E r wer bse i nkomme n s  b i nnen s i eben Tagen z u  me l den , sowe i t  
* d i e s f ü r  den f or t be s t and und d a s  Au sma ß der 
* Bezugsber ech t i g ung maßgebend i s t .  E i nkommen sänder u ngen , 
* d i e  a u f  G r und de r  a l l j 2i h r l l e hen Ren t en a n p a s s ung i n  der 
* K r i egsopfer - und Hee r e s v e r s o r gu n g  bew i r k t  wer den , 
* u n t er l i egen n i ch t  der Anze i gever p f l i c h t ung . 

* ( 2 )  Abs . 1 g i  I t  en t s p r" ecrlsnd für Per sonen , d i e  e i ne 
* Le I s t u ng a u s  e i n em Ver s i C(lsr i mg s fa l 1 des A l t e r s  
* bean t r ag t hatjen , wenn s i e  vom Ver s i chenmg s 1: r' äger 
* nachwe i s l i ch aber den Umf ang i h r e r  Me l deve r p f l i ch t u n g  
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BSVG-Ge l t ende F a s s un g  BSVG-Vorge sch l agene F a s s ung 

F orm der Me l dungen ; Me l debes t ä t i gungen 

§ 1 9 .  ( 1 )  D i e  Me l d u n gen gemäß § 1 6  s i nd m i t den vom 
Ve r S i cher u n g s t räger au f z u l egenden Vor d r ucken z u  
e r s t a t t en ;  auch ohne Vor d r uck s c h r i f t l i ch e r s t a t t e t e  
Me l d u ngen ge l t en a l s  ordnung sgemä ß er s t a t t e t , wenn s i e  
a l l e  wesen t l i chen Angaben e n t h a l t en , d i e  f ü r  d i e  
D u r Ch füh r un g  der Ver s i cher u n g  n o t wen d i g  s i nd .  

( 2  ) u n ve r änder t .  

S i cher ung der Be i t r äge ; H a f t ung f ü r  
Be i t r ag s s c h u l d i gke i t en 

§ 3 8 . ( 1 )  b i s  ( 3 )  unveränder t .  

( 4 )  Geh t der Bet r i eb au f 

1 . und 2 .  unveränder t .  

3 .  e i ne Per son m i t wesent l i chem E i n f l u ß au f d i e  
GeSChä f t s fü h r ung des Bet r i ebs vorgänge r s  ( z B 
Geschä f t s führer , l e i t ender Ange s t e l l t er , P r ok u r i s t ) ,  

ü ber , s o  h a f t e t  d i eser Bet r i ebs nach f o l ger ohne Rück s i ch t  
a u f  d a s  dem Be t r i ebs übergang zugr unde l i egende 
Rech t sgeschä f t  w i e  e i n  E r w e r be r  gemäß Abs . 2 ,  s o l a nge er 
n i ch t  nachwe i s t , daß er d i e  Be i t r ag s schu l den n i ch t  
k an n t e  b zw . t r o t z  s e i ner S t e l l u ng i m  Bet r i eb des 
Vorgänge r s  n i ch t  ken nen kon n t e . 

5 )  b i s  ( 8 )  unver änder t .  

S E I TE 2 

* be l eh r t  w u r den . 

Form der Me l dungen ; Me l debe s t ä t i gungen 

§ 1 9 .  ( 1 )  D i e  Me l dungen gemäß § 1 6  s i nd m i t den vom 
Ve r s i cher u n g s t r äger au f z u l egenden Vordr ucken � u  

* er s t a t t en ;  auch ohne Vord r uck sch r i f t l i choder m i t t e l s  
* e l ek t r on i scher Da t en t r äger er s t a t t e t e  Me l dungen ge l t en 
* a l s  ordnung sgemäß er s t a t t e t , wenn s i e  a l l e  wesen t l i chen 
* Angaben en t ha l t en , d i e  für d i e  Durch füh r ung der 
* Ver s i cherung not wend i g  s i nd .  

( 2 )  u n ve r ä nder t .  

S i cherung der Be i t r äge ; H a f t ung f ü r  
Be i t r ag s sc h u l d i gk e i t en 

§ 3 8 . ( 1 ) b i s  ( 3 )  unver änder t .  

( 4 )  Geh t der Bet r i eb a u f  

1 . u n d  2 .  unve r änder t .  

3 .  e i ne Per son m i t wesen t l i chem E i n f l u ß a u f  d i e  
GeSChä f t s f ü h r u n g  des Be t r i ebsvorgänge r s  ( z B 

* Geschä f t s fü h r e r , l e i t ender Ange s t e l l t er , P r ok u r i s t ,  
* Meh r he i t Sgese l l schaf t e r ) ,  
* 
* über , so h a f t e t  d i eser Be t r i ebsnac h f o l ger ohne Rück s i ch t  
* a u f  d a s  dem Be t r i ebsübergang z ug r unde l i egende 
* Rec h t sgeschä f t  w i e  e i n  E r wer ber gemäß Abs . 2 ,  s o l ange er 
* n i ch t  nachw e i s t , daß er d i e  Be i t r ag s schu l den n i c h t  
* k a n n t e  bzw . t r o t z  s e i ner S t e l l u ng i m  Bet r i eb des 
* Vorgänge r s  n i c h t  kennen konn t e . D i e s g i l t  e n t sp r echend 
* auch be i e i nem Bet r i ebs übergang au f e i ne j u r i s t i sche 
* Per son , Per sonenhande l sgese l l scha f t  oder 
* E r wer bsgese l l scha f t , sofe r n  zur Ve r t r e t ung der 
* j u r i s t i schen Per son oder der Per sonenhande l sgese l l sch a f t  
* ( E r we r b sgese l l scha f t ) Per sonen ber u fen s i nd ,  d i e  u n t e r 
* d i e  Z 1 b i s  3 f a l l en ode r  an der j ur i s t i schen Per son 
* ode r  Per sonenhande l sgese l l scha f t  ( E rwerbsges e l l scha f t ) 
* un t er Z 1 b i s  3 fa l l ende Per son zu Meh r he i t s an t e i l en a l s  
* Gese l l scha f t e r be t e i l i g t  s i nd . 

( 5 )  b i s  ( 8 )  u n ver änder t .  
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BSVG-Ge l t ende F a s sung 

Ver j äh r ung der Be i t r äge 

§ 39 . ( 1 )  Das Recht  a u f  Fes t s t e l l ung der Ver p f l i cht ung 
zur Zah l ung von Be i t r ägen ver j ähr t b i nnen zwe i Jahren 
vom Tag der F ä l l i gke i t  der Be i t räge . D i ese 
Ver j ährungs f r i s t der F es t s t e l l ung ver l änge r t  s i ch j edoch 
a u f  fün f J ah r e , wenn der P f l i ch t yer s i cher t e  d i e  
E r s t a t t ung e i ner Anme l dung bzw . Ander ungsme l dung oder 
Angaben über d i e  Gr und l agen für d i e  Berechnung der 
Be i t r äge u n t e r l a s sen oder u n r i ch t i ge Angaben über d i e  
G r und l agen f ü r  d i e  Berechnung der Be i t r äge gemacht hat , 
d i e  er be i gehör i ger Sorgfa l t  a l s u n r i ch t i g  hä t t e 
er kennen mü s sen . D i e  Ver j ähr ung des F e s t s t e l l ungsrech t es 
w i rd durch j ede zum Zwecke der F e s t s t e l l ung ge t rof fene 
Maßnahme i n  dem Ze i t punk t un t er b r ochen , i n  dem der 
Zah l ungsp f l i ch t i ge h i evon in Kenn t n i s  geset z t  w i rd .  D i e  
Verj ähr ung i s t gehemmt , s o l ange e i n  Ver fahren i n  
Ver w a l t ungssachen bzw . vor den Ger i ch t shöfen des 
ö f fent l i chen Rech t e s  über das Bes t ehen der 
P f l i ch t ve r s i cherung ode r  d i e  F e s t s t e l l ung der 
Ver p f l i Ch t ung zur Zah l ung von Be i t r ägen anhäng i g  i s t .  

( 2 )  b i s  ( 4 )  u n veränder t .  

Z usammen t re f fen e i nes Pen s i onsanspr uches 
aus e i gener Pen s i on sver s i che r u ng m i t e i nem 

Anspruch a u f  K r ankenge l d  aus der A l l geme i nen 
Soz i a l ver s i cherung 

§ 57a . ( 1 )  F ä l l t  während der er s t en d r e i  Tage e i ner 
A r be i t sun fäh i gke i t  i n fo l ge K r ankhe i t ,  für d i e  gemäß 
§ 1 38 Abs . 1  des A l l geme i nen Soz i a l ver s i che r u ngsgeset zes 
Anspruch a u f  K r ankenge l d  n i ch t  bes t eh t , oder während der 
Dauer des Anspruches a u f  K rankenge l d  n ach dem 
A l l geme i nen Soz i a l ver s i cherungsgese t z  e i n  
Pen s i on s a n s p r uch n ach d i esem Bundesgese t z  au s e i gener 
Pen s i onsver s i che r ung des Ver s i cher t en an oder l eb t  e i ne 
Pen s i on aus e i nem der Ver s i cherungs fä l l e des A l t e r s  
w i eder au f ,  so r uh t  d e r  Pen s i on s a n s p r uch f ü r  d i e  we i tere 
Dauer des K r a nkenge l danspr uches sow i e  f ü r  d i e  Dauer de� 
Ruhens des K r ankenge l da n s p r uches n ach § 1 43 Abs . 1 Z . 2  
des A l l geme i nen Soz i a l ve r s i cherungsgese t ze s  m i t dem 
Be t rag des K r ankenge l des . Das Ruhen des 
Pen s i onsanspr uches t r i t t  auch dann e i n ,  wenn d i e  Pens i on 
während der Dauer des Ruhens ( §  1 43 Abs . 1 Z . 2  des 
A l l geme i nen S o z i a l ver s i cher ungsgese t zes ) , der Ver w i r kung 
( §  88 Abs . 1  des A l l geme i nen Soz i a l ver s i cherungsgeset �es ) 
oder Ver sagung ( §  1 42 des A l l geme i nen 
Soz i a l ver s i cherungsgese t zes ) des K r ankenge l danspruches 
a n fä l l t  oder w i eder au f l eb t . 

SE I TE 3 

BSVG-Vor gesch l agene F a s sung 

Ver j äh r ung der Be i t r äge 

§ 39 . ( 1 )  Das Recht  au f F e s t s t e l l ung der Ver p f l i ch t ung 
* zur Zah l ung von B e i t r ägen ver j äh r t  be i 
* Be i t r ag s schu l dnern und Be i t r agsmi t h a f t enden b i nnen zwe i 
* Jahren vom Tag der F ä l l i gke i t  der Be i t r äge . D i ese 
* Ver j äh r ungs fr i s t der F es t s t e l l ung ver l änger t s i ch j edoch 
* au f f ü n f  Jahre , wenn der P f l i ch t ver s i cher t e  d i e  
* E r s t a t t ung e i ner Anme l dung b zw : Änderungsme l dung oder 
* Angaben über d i e  Gr und l agen für d i e  Berechnung der 
* Be i t r äge u n t er l a ssen oder u n r i ch t i ge Angaben über d i e  
* Grund l agen für d i e  Berechnung der Be i t r äge gemach t hat , 
* d i e  er be i gehör i ger Sorgfa l t  a l s  u n r i ch t i g  hät t e  
* erkennen mü s sen . D i e  Ver j äh r ung des F es t s t e l l ungsrech t e s  
* w i rd d u r ch j ede z um Zwecke d e r  Fes t s t e l l ung get r o f fene 
* Maßnahme i n  dem Ze i t pu n k t  u n t e r brochen , i n  dem der 
* Zah l ungsp f l i ch t i ge h i evon i n  Kenn t n i s  geset z t  w i rd .  D i e  
* Ver j ährung i s t gehemmt , so l ange e i n  Ver fahren i n  
* Ver w a l t ungs sachen bzw . vor den Ger i ch t shöfen des 
* ö f fen t l i chen Rec h t e s  über das Bes t ehen der 
* P f l i ch t ver s i cher ung oder d i e  F es t s t e l l ung der 
* Ver p f l i Ch t ung zur Zah l ung von Be i t r ägen anhäng i g  i s t . 

* 
* 
* 
* 
* 
* 
'f 
* 
* 
* 
* 

( 2 )  b i s  ( 4 )  unver änder t .  

Zusammen t re f fen e i nes Pen s i on s a n s p r uches 
aus e i gener Pen s i on sver s i cherung m i t e i nem 

Anspruch a u f  K r ankenge l d  aus der A l l geme i nen 
Soz i a l ver s i cherung 

§ 57a . ( 1 )  F ä l l t  während der e r s t en d r e i  Tage e i ner 
Arbe i t sun fäh i gke i t  i n fo l ge K r ankhe i t ,  f ü r  d i e  gemäß 
§ 1 38 Abs . 1 des A l l geme i nen Soz i a l ver s i cherungsgese t zes 
Anspr uch auf K r ankenge l d  n i ch t  bes t eh t , oder während der 
Dauer des Anspr uches auf K r ankenge l d  nach dem 
A l l geme i nen Soz i a l ver s i cherungsgese t z e i n  
Pen s i onsanspr uch n ach d i esem Bundesgese t z  aus e i gener 
Pen s i onsver s i cher ung des Ver s i Che r t en an oder l eb t  e i ne 
Pens i on aus e i nem der Ver s i Cher ungs fä l l e  des A l t e r s  
w i eder auf , s o  r uh t  der Pen s i onsan s p r uch f ü r  d i e  we i t e r e  
Dauer d e s  Kr ankenge l danspruches m i t dem Bet r ag d e s  
K rankenge l des . Das Ruhen d e s  Pen s i onsan s p r uches t r i t t 
auch dann e i n ,  wenn d i e  Pen s i on während der Dauer der 
Ver w i r k ung ( §  88 Abs . 1 des A l l geme i nen 
Soz i a l ver s i cherungsgese t zes ) oder Ver s agung ( §  1 42 des 
A l l geme i nen Soz i a l ver s i cherungsgeset zes ) des 
K r ankenge l dans p r uches a n fä l l t  oder w i ederau f l eb t . 
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B S VG-Ge l t ende F a s s un g  

( 2 )  unverände r t . 

Au fgaben 

§ 74 . ( i )  D i e  K r ankenver s i cherung t r i f f t  Vor sorge 

1 .  für d i e  Ver h u t ung u n d  F r üherkennung von 
K r ankhe i t e n  ( Durchführ u ng von J ugend l i chen- u n d  
Vor sorge ( Ges u nden ) un t e r suchu ngen ) ;  

2 .  b i s  4 .  unveränder t .  

( 2 )  Überd i e s können a u s  den M i t t e l n  der 
I< r ankenve r s i cherung Maßnahmen z u r  F e s t i gu n g  d e r  
Gesundhe i t  sow i e  außer den J ugend l i chen- u n d  
Vor s o r ge ( Gesunden ) un t e r suchu ngen ( Ab s . 1 Z 1 )  noch 
we i t e r gehende le i s t ungen z u r  Ve r h ü t ung des E i n t r i t t e s  
u n d  d e r  Verbr e i t u ng von K r ankhe i t en u n d  Le i s t ungen a u s  
d em An l a ß d e s  Todes gewähr t werden . 

( 3 )  u n d  ( 4 )  unver änder t .  

Le i s t ungen 

§ 7 5 . A l s  L e i s t ungen der K r ankenver s i cherung s i nd nach 
Maßgabe der Be s t i mmu ngen d i e s e s  Bundesge s e t zes z u  
gewäh ren : 

1 .  Z u r  F r ü herkennung von K r a n k he i t en 
J ugend l i chen u n t er s u ch ungen und 
Vor sorge ( Ges unden ) u n t e r suchu ngen ( § § 81  u n d  8 2 ) ;  

2 .  a u s  dem Ver s i cher ungs f a l l  der K r an k he i t :  
K r ankenbehand l ung ( § § 83 b i s  87 ) und Hau s k r ankenp f l ege 
( §  94 ) ,  er forder l i chen f a l l s  A n s t a l t s p f l ege ( § § 89 
b i s  93 ) ; 

3 .  a u s  dem Ver s i che r ungs fa l l  der Mu t t e r SCha f t : 
Mu t t er scha f t s l e i s t u ngen ( § § 97 u n d  98 ) .  

4 .  Au fgehoben . 

S E I TE 4 

BS VG-Vorgesch l agene F a s sung 

( 2 )  u n ve r änder t .  

A u fgaben 

§ 7 4 . ( 1 )  D i e  Kr ankenver s i cherung t r i f f t  Vor sorge 

* 1 .  für d i e  Förderung d e r  Gesundhe i t  ( Ve r h ü t ung von 
* K r ankhe i t en ) und F r üherkennung von K r a n k he i t en ; 
* 

2 .  b i s  4 .  u n verände r t . 

* ( 2 )  Über d i e s können a u s  M i t t e l n  der 
Kr anken ver s i cher u ng Maßn ahmen z u r  F e s t i gung der 

* Gesundhe i t  u n d  Le i s t u ngen a u s  An l a ß des Todes gewah r t  
* wer den . 
* 
* 
* 

( 3 )  und ( 4 )  u n verände r t .  

L e i s t ungen 

§ 7 5 . A l s  Le i s t u ngen der K r anken ver s i cherung s i nd nach 
Maßgabe der Be s t i mmungen d i eses Bundesgese t zes zu 
gewäh r e n : 

* 1 .  Z u r  Ges undhe i t s förderung ( Ve r h ü t ung von 
* K r a n k he i t en )  Gesundhe i t se r z i ehung und E r for sChung von 
* Kr a n k he i t su r s achen ( §  82 a ) ; 

* 2 .  z u r  F r üher kennung von K r ankhe i t en 
* J ugend l i chen u n t er suchu ngen u n d  
* Vor sorge ( Gesunden ) u n t e r s uc h ungen ( § § 8 1  und 8 2 ) ;  
* 

* 3 .  a u s  dem Ver s i che r u ng s fa l l der K r ankhe i t :  
* K r ankenbehand l ung ( § § 83 b i s  87 ) ,  med i z i n i sche Maßnahmen 
* der Rehab i l i t a t i on ( §  87 a ) ,  med i z i n i sche 
* H a u s k r ankenp f l ege ( §  94 ) ,  er forder l i chen f a l l s  
* An s t a l t s p f l ege ( § § 89 b i s  93 ) ;  

* 4 . a u s  dem Ver s i che r u n g s fa l l  der Mu t t er sc h a f t : 
* Mu t t er sch a f t s l e i s t ungen ( § § 97 und 98 ) .  
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BSVG-Ge l t ende F a s sung BSVG-Vorgesch l agene F as sung 

* Bew i l l i gung durch den Ver s i che r u ng s t räger 

* § 7 5  a .  I n  der K r ankenordnung ( §  2 1 4 )  kann , um n i ch t  
* not wend i ge ,  n i ch t  ökonomi sche oder n i c h t  zweckmä ß i ge 
* Le i s t ungen für Rechnung des Ver s i cher u ng s t r äger s z u  
* verme i den , bes t i mmt werden , we l che Sach l e i s t ungen -
* ausgenommen He i l m i t t e l  - der K r ankenver s i cherung 
* ( E r s t a t t ung von Kos t en ans t e l l e  von S ach l e i s t ungen ) an 
* das E r forder n i s  der vorher i gen bzw . nach t räg l i chen 
* Bew i l l i gung durch den Ver s i cherung s t r äger gebunden s i nd .  
* E s  kann auch ausdr ück l i ch bes t i mmt werden , be i we l chen 
* Le i s t ungen das E r forder n i s der vorher i gen Bew i l l i gung 
* ent fä l l t .  

Ar t en der E r b r i ngung der Le i s t ungen , Ar ten der E rbr i ngung der Le i s t ungen , 
Kos t en be t e i l i gung Kost enbe t e i 1 i gung 

§ 80 . ( 1 )  und ( 2 )  unveränder t .  § 80 . ( 1 )  und ( 2 )  unveränder t .  

( 3 )  Der Ver s i cher t e  h a t  ke i nen Kos t en an t e i l z u  ( 3 )  Der Ver s i cher t e  h a t  ke i nen Kos t en an t e i l z u  
bezah l en bezah l en 

a )  be i Le i s t ungen gemäß den § §  8 1 , 82 , 82 a ,  97 
und 1 0 1 ; 

b )  b i s  f )  unveränder t .  

( 4 )  b i s  ( 7 )  unveränder t .  

Son s t i ge Maßnahmen z u r  E r ha l t ung 
der Vo l k sgesundhe i t  

§ 82a .  ( 1 )  Der Ver s i ch e r u ngs t räger h a t  unbeschadet 
s e i ner ander we i t i gen gese t z l i chen Au fgaben son s t i ge 
Maßnahmen z u r  E r ha l t ung der Vo l k sge s u ndhe i t  
durchzu führen . § 1 32c des A l l geme i nen 
Soz i a l ve r s i cher ungsgeset zes g i l t ,  sowe i t  im fo l genden 
n i ch t s  ande r e s  bes t i mmt w i rd ,  e n t sprechend . 

* 
* 

* 
* 

* 
* 
* 
* 
* 
* 

a )  be i Le i s t ungen gemäß den § §  8 1 , 82 , 82 b 
und 97 ; 

b )  b i s  f )  unveränder t .  

( 4 )  b i s  ( 7 )  unver änder t .  

Gesundhe i t s förder ung 
( Kr ankhe i t sverhü t ung ) 

§ 82 a .  Z u r  Gesundhe i t s förderung ( Ve r h ü t ung von 
K r ankhe i t en )  kommen i nsbesondere i n  Bet r ach t : 

* 1 .  Gesundhe i t ser z i ehung der Ver s i cher t en und i hr e r  
* Angehör i gen z u r  Ver hü t ung bzw . Ver zögerung des 
* E i n t r i t t es häu f i ger Z i v i l i sa t i on s k r ankhe i ten ; 

* 2 .  E r for schung von K r ankhe i t su r sachen durch 
* Verwe r t ung z u r  Ver fügung s t ehender ep i dem i o l og i scher 
* Daten durch d i e  T r äger der K r ankenver s i cherung . 

( 2 )  D i e  i m  Z usammenhang m i t den Maßnahmen z u r  * 
E r h a l t ung der Vo l k sgesundhe i t  en t s t ehenden F a h r t kos t en * 
s i nd n ach Maßgabe der Bes t i mmU ngen des § 85 Abs . 4  zu * 
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BSVG-Ge l t ende F a s sung 

er set zen . 

BSVG-Vorgesch l agene F a s sung 

* 

* Son s t i ge Maßnahmen z u r  E r ha l t ung 
* der Vo l k sgesundhe i t  

* § 82 b .  ( 1 )  Der Ver s i cher ungs t räger h a t  unbeschadet 
* se i ner anderwe i t i gen geset z l i chen Aufgaben son s t i ge 
* Maßnahmen z u r  E r ha l t ung der Vol ksgesundhe i t  
* durchzu führen . § 1 32 d des A l l geme i nen 
* Soz i a l ver s i cherungsgese t zes g i l t ,  sowe i t  im fol genden 
* n i ch t s  anderes bes t i mmt w i rd ,  en t sprechend . 

* ( 2 )  D i e  i m  Z u s ammenhang m i t den Maß nahmen z u r  
* E r h a l t ung d e r  Vo l k sgesundhe i t  en t s t ehenden F ah r t kos t en 
* s i nd nach Maßgabe der Bes t i mmungen des § 85 Abs . 4  zu 
* e r s e t zen . 

K r ankenbehand l ung K r ankenbehand l ung 

§ 83 . ( 1 )  D i e  K r ankenbehand l ung umfaß t : § 83 . ( 1 )  D i e  K r ankenbehand l ung umfaß t : 

1 .  är z t l i che H i l fe ;  1 .  är z t l i che H i l fe ;  

2 .  He i 1 m i t t e l ; 2 .  He i 1 m i t t e l  ; 

3 .  He i l behe l fe .  

( 2 )  b i s  ( 4 )  unver änder t .  

Ä r z t l i che H i l fe 

§ 85 . ( 1 )  D i e  ä r z t l i che H i l fe w i rd durch Ver t r agsär z t e  
oder durch Ä r z t e  i n  e i genen h i e f ü r  au sges t a t t e t en 
E i n r i ch t ungen der Baue r n k r ankenve r s i cherung oder i n  
Ver t r agse i n r i ch t ungen gemäß den Bes t i mmungen des § 80 
gewähr t .  D i e  S a t z ung kann u n t e r  Bedach t nahme auf d i e  
' . � j r. z i e l l e  Le i s t ungs fäh i gke i t  des Ver s i cherungst räge r s  

� . � d  d a s  w i r t scha f t l i che Bedür fn i s  d e r  Ver s i cher t en für 
�. ; " ,� oder best i mmt e  G r uppen von Ver s i cher t en an S t e l l e  
C � · S ach l e i s t ungen e i ne Kos t ener s t a t t ung vor sehen . Der 
ä r _ l l i chen H i l fe g l e i chges t e l l t  i s t e i ne a u f  Gr und 
är z t l i cher Ver sch r e i bung er forder l i che 
phys i kot her apeu t i sche oder 
l ogopäd i sch-phon i a t r i sch-aud i ome t r i sche Behand l ung d u r c h  
Per sonen , d i e  gemäß § 52 Abs . 4 d e s  Bundesgese t zes vom 
22 . Mär z  1 96 1 , BGB 1 . .  Nr . 1 02 ,  bet r e f fend d i e  Rege l ung 
des K r anken p f l ege fachd i en s t es , der 
med i z i n i sch- t echn i schen D i en s t e  und der 

SE I TE 6 

* 

* 

3 .  He i l behe l fe ;  

4 .  med i z i n i sche Maßnahmen der Rehab i l i t at i on .  

( 2 )  b i s  ( 4 )  unveränder t .  

Ä r z t l i che H i l fe 

§ 85 . ( 1 )  D i e  ä r z t l i che H i l fe w i rd d u r ch Ver t r agsär z t e  
oder durch Ä r z t e  i n  e i genen h i efür au sges t a t t e t en 
E i n r i ch t ungen der Baue r n k r ankenver s i cher ung oder i n  
Ver t r agse i n r i ch t ungen gemäß den Bes t i mmungen des § 80 
gewäh r t . D i e  S a t zung kann u n t er Bedach t nahme a u f  d i e  
f i nan z i e l l e  Le i s t ungs fäh i gke i t  des Ver s i cher ungs t räge r s  
u n d  das w i r t scha f t l i c he Bedür fn i s  d e r  Ver s i cher t en für 
a l l e  oder bes t i mmt e  Gr uppen von Ver s i cher ten an S t e l l e  

* der S ach l e i s t ungen e i ne Kos t ener s t a t t ung vor sehen . Im 
* Rahmen der K r ankenbehand l ung (§  83 Abs . 2 )  i s t der 
* är z t l i chen H i l fe g l e i chge s t e l l t : 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
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BSVG-Ge l t ende F a s sung 

S an i t ä t s h i l f sd i en s t e ,  in der j ewe i l s  ge l t enden F a s sung , 
zur f re i ber u f l i chen Ausübung des phy s i kot her apeu t i schen 
D i en s t es bzw . des 
l ogopäd i sch-phon 1 a t r i sch-aud i ome t r i schen D i en s t e s 
berech t i g t s i nd .  

( 2 )  b i s  ( 5 )  unveränder t .  

SE I TE 7 
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BSVG-VorgesCh l agene F a s sung 

1 .  e i ne au f Grund ä r z t l i cher Ver schre i bung 
er forder l i che 

a )  phys i ko t her apeu t i sche , 

b )  l ogopäd i sch-phon i a t r i sch-aud i ome t r i sche oder 

c )  ergot her apeu t i sche 

Behand l ung du rch Per sonen , d i e  gemäß § 5 2  Abs . 4 des 
ßUnOesgese t zes bet r e f fend d i e  Rege l ung des 
Kranken p f l ege fachd i en s t es , der med i z i n i sch - t echn i schen 
D i en s t e  und der San i t ä t sh i l fsd i en s t e , 
6GB 1 . Nr .  1 02 / 1 96 1 , z u r  f re i ber u f l i chen Ausübung des 
phys i kqt her apeu t i schen D i en s t es , des 
l ogopäd i sch-phon i a t r i sch-aud i ome t r i schen D i en s t es bzw . 
de s  beschä f t i gungs- und a r be i t s t her apeu t i schen 
( er go t herapeu t i schen ) D i en s t es berech t i g t  s i nd ;  

2 .  � i ne psycho l og i sche Behand l ung durch Per sonen , 
d i e  gemäß § 1 2  Abs . 1 des P sycho l ogengese t zes . 
BGB 1 :  N� , 360/ 1 990 , z u r  s e l b s t änd i gen Ausübung des 
pSYCho l og i schen Ber u fes berech t i g t s i nd ;  

3 .  e i ne psychot her apeu t i sche Behand l ung du rch 
Per sonen . d i e  gemäß § 1 1  des P sycho t herap i egese t zes . 
aos , . Nr . 36 1 / 1 990 . z u r  se l bs t änd i gen Ausübung der 
P§ychot herap i e  berech t i g t s i nd .  

( � )  b i s  ( 5 )  unverände r t . 

Med i z i n i sche Maßnahmen der Rehab i l i t a t i on 

§ 87 a .  ( 1 )  Um den E r fo l g  der K r ankenbehand l ung zu  
s i chern oder d i e  F o l gen der Kr ankhe i t  zu  er l e i ch t ern . 
gewähr t der Ver s i Cherung s t räger a l s  
Kr ankenVer s i cher ung s t räger n ach p f l i ch t gemäßem E rmessen 
und n ach Maßgabe des § 83 Abs . 2 med i z i n i sche Maßnahmen 
der Rehab i l i t a t i on .  D i ese Maßnahmen umfa ssen neben den 
sons t i gen aus dem Ver s i cherung s fa l l  der Krankhe i t  i n  
Be t r ac h t  kommenden Le i s t ungen ( §  7 5  Z 3 )  auch d i e  
Gewähr ung von Körperer s a t z s t ücken . or t hopäd i schen 
Behe l fen und anderen H i l fsmi t t e l n ,  e i n sch l i e ß l i ch der 
not wend i gen Änderung . I ns t andset zung und 
E r s a t zbesch a f fung sow i e  der Ausb i l dung i m  Gebr auch der 
H i l fsmi t t e l . Anst a l t sp f l ege w i rd nur nach Maßgabe der 
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BSVG-Ge l t ende F a s sung BSVG-Vorge sc h l agene F a s sung 

* vor handenen E i n r i ch t ungen gewäh r t . § 202 Abs . 3 und 4 
* des A l l geme i nen Soz i a l ve r s i cherungsgese t zes sow i e  § 8 5  
* Abs . 4 u n d  5 ge l t en s i nngemäß . 

* ( 2 )  D i e  Maßnahmen nach Abs . 1 werden vom 
* Ver s i cher ungst r äger a l s  Kr ankenver s i cherungs t r äger 
* gewähr t ,  wenn und sowe i t  s i e  n i ch t  vom 
* Ver s i cherUng s t r äger a l s U n fa l l ver s i cherungs t r äger bzw . 
* a l s  Pens i on sver s i cherungst räger oder e i nem anderen 
* U n fa l l ver s i cherungs t r äger oder 
* Pen s i on s ver s i cherUngs t räger gewähr t  werden oder der 
* Ver s i cher ungs t r äger a l s  Pens i on sver s i cher ungst räger oder 
* e i n  anderer Pen s i on sver s i cher ungs t r äger i hre Gewährung 
* n i ch t  an s i ch z i eh t  ( §  1 52 Abs . 2 ) . 

* ( 3 )  Der Ver s i cherungst räger k ann d i e  D u r ch fÜhr ung von 
* med i z i n i schen Maßnahmen der Rehab i l i t a t i on e i nem anderen 
* Pen s i on s ver s i cherungs t r äger m i t dessen Z u s t i mmung 
* über t r agen . Er hat dem Pens i on sver s i che r u ng s t r äger i n  
* e i nem s o l chen F a l l d i e  Kos t en z u  er set zen . D i e  
* be t e i l i g t en Ver s i cherung s t r äger können j edoch z u r  
* Abge l t ung d e r  E r sa t z an s pr üche u n t er Bedach t n ahme au f d i e  
* Anzah l der i n  Be t r acht  kommenden F ä l l e  und d i e  Höhe der 
* durchschn i t t l i chen Kos t en der i n  d i esen F ä l l en gewäh r t en 
* med i z i n i schen Maßnahmen der Reh ab i l i t a t i on d i e  Zah l ung 
* j äh r l i cher Pauscha l be t r äge vere i nbaren . 

* ( 4 )  Der Ver s i cherungst räger h a t  d i e  von i hm j ewe i l s  
* zu t re f fenden med i z i n i schen Maßnahmen der Rehab i l i t a t i on 
* mi t den i n  F r age kommenden Ver s i cher ungs t rägern , 
* D i en s t s t e l l en und E i nr i ch t ungen zu koor d i n i eren und 
* a u fe i nander abzu s t i mmen . H i efür ge l t en d i e  Bes t i mmungen 
* des § 1 60 s i nngemäß . 

Gewähr ung der P f l ege i n  e i ner ö f fent l i chen Gewähr ung der P f l ege i n  e i ner ö f fent l i chen 
K r ankenan s t a l t K r ankenan s t a l t 

§ 89 . ( 1 )  b i s  ( 3 )  unveränder t .  § 89 . ( 1 )  b i s  ( 3 )  unveränder t .  

( 4 )  A l s  An s t a l t sp f l ege g i l t  n i ch t  d i e  U n t e r b r i ngung 
i n  e i nem He i m  für Genesende , d i e  ä r z t l i cher Behand l ung 
und besonde r e r  War t ung bedür fen ( §  2 Abs . 1 Z .  3 
Kr ankenan s t a l t engese t z , BGB 1 . Nr . 1 / 1 957 ) , i n  e i ner 
p f l egeans t a l t f ü r  chron i sch K r anke , d i e  ä r z t l i cher 
6 � r euung und besonderer P f l ege bedür fen ( §  2 Abs . 1 
Z .  4 K r ankenan s t a l t engeset z ,  BGB 1 . Nr . 1 / 1 957 ) ,  oder i n  
e i ner Sonde r k r ankenan s t a l t ,  d i e  vor w i egend der 
Rehab i l i t a t i on von Ver s i cher t en d i en t . 

( 5 )  unver änder t .  

SE I TE 8 

( 4 )  A l s Ans t a l t sp f l ege g i l t  n i ch t  d i e  Un t er b r i ngung 
i n  e i nem He i m  für Genesende , d i e  ä r z t l i cher Behand l ung 

* und besonderer War t ung bedür fen ( §  2 Abs . 1 Z 3 des 
* Kr ankenan s t a l t engeset zes , BGB 1 . Nr . 1 / 1 957 ) oder i n  
* e i ner P f l egean s t a l t für chron i sch K r anke , d i e  är z t l i cher 
* Bet reuung und besonderer P f l ege bedür fen ( §  2 Abs . 1 Z 4 
* KAG ) . 
* 
* 

( 5 )  unveränder t .  
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BSVG-Ge l t ende F a s sung 

Hau s k r ankenp f l ege 

§ 94 . I s t  e i ne a u s r e i chende P f l ege des E r k r ank t en 
d u rCh e i nen Hausha l t sangehör i gen n i ch t  mög l i ch ,  so k ann 
der Ver s i cherung s t r äger Haus k r anken p f l ege gewähren . D i e  
Hau s k r anken p f l ege k ann durch be i zu s t e l l ende 
P f l egeper sonen , durch Le i s t ung von Z u schüs sen zu den 
Kos ten für d i e  P f l egeper sonen oder durch e i ne 
Kos t enbet e i l i gung des Ver s i cherung s t r äger s  a n  
E i n r i ch t ungen von Geb i e t skör per scha f t en ,  d i e  
Hau s k r anken p f l ege d u rch P f l egeper sonen i m  S i nne des 
Bundesgese t zes , bet r e f fend d i e  Rege l ung des 
K r ankenp f l ege fachd i en s t es , der med i z i n i sch-t echn i schen 
D i en s t e  und der S an i t ä t sh i l f sd i en s t e ,  
BGB 1 . Nr . 1 02 / 1 96 1 , be t re i ben , gewähr t  werden . D i e  
Hau s k r anken p f l ege kann auch gewähr t  werden , wenn e i n  
son s t i ger w i ch t i ger Gr und dafür vor l i eg t . 

BSVG-Vorgesch l agene F a s sung 

* Med i z i n i sche Hauskr anken p f l ege 

* § 94 . ( 1 )  Neben der ä r z t l i chen H i l fe und der 
* Ver sorgung mi t He i l m i t t e l n  bzw . He i l behe l fen i s t , sofe r n  
* e i n  r ege l w i d r i ge r  Kör per - oder Ge i s t e s z u s t and bes t eht , 
* der d i e  K r ankenbehand l ung not wend i g  macht  ( §  7 1  Abs . 1 
* Z 1 ) ,  auf  Grund ä r z t l i cher Anordnung med i z i n i sche 
* Hauskr ankenpf l ege zu gewähr en . ' 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 

* ( 2 )  D i e  med i z i n i sche Haus k r ankenp f l ege w i rd e r b r acht 
* durch d i p l om i er t e  K r ankenschwes t er n  b zw . K r ankenp f l eger 
* ( §  23 des Bundesgeset zes be t re f fend d i e  Rege l ung des 
* K r ankenp f l egefachd i en s t es , der med i z i n i sch - t echn i schen 
* D i en s t e  und der S an i t ä t sh i l fsd i en s t e ,  
* BGB 1 . Nr . 1 02 / 1 96 1 ) ,  d i e  vom Ver s i cherung s t räger 
* be i ge s t e l l t  werden oder d i e  m i t dem Ver s i cherungs t räger 
* i n  e i nem Ver t r agsverhä l t n i s  i m  S i nne des Sech s ten Te i l es 
* des A l l geme i nen Soz i a l ver s i cherungsge se t zes s t ehen oder 
* d i e  im Rahmen von Ver t r ag se i nr i ch t ungen t ä t i g  s i nd , d i e  
* med i z i n i sche Hau s k r anken p f l ege bet re i ben . 

* ( 3 )  Hat der ( d i e )  Anspruchsberech t i g t e  n i ch t  d i e  
* Ver t r agspar t ner ( §  338 des A l l geme i nen 
* Soz i a l ver s i cherungsgese t zes ) oder d i e  e i genen 
* E i n r i ch t ungen ( Ve r t r agse i n r i cht ungen ) des 
* Ver s i cher u ng s t r äger s i n  Anspruch genommen , so g i l t  § 88 
* e n t sprechend . 

* ( 4 )  D i e  med i z i n i sche Haus k r ankenp f l ege w i rd f ü r  d i e  
* Dauer von l ängs t en s  v i er Wochen gewäh r t . 

Z ahnbehand l ung und Zahner s a t z Z ahnbehand l ung und Zahne r s a t z 

§ 95 . ( 1 )  und ( 2 )  unveränder t .  § 95 . ( 1 )  und ( 2 )  unveränder t .  

( 3 )  Zu den Kos t en e i nes unen t beh r l i chen Z ahne r s a t zes 
und s e i ner I n s t andse t zung s i nd nach Maßgabe der S a t zung 
Z u schüsse z u  gewähr en . 

( 4 )  b i s  ( 7 )  unver änder t .  

S E I TE 9 

* ( 3 )  Zu den Kos t en e i ne s  unen t beh r l i chen Zahne r sa t zes , 
* der not wend i g  i s t ,  um e i ne Gesundhe i t s s t ör ung oder e i ne 
* wesent l i che S t ör ung der Ber u f s fäh i gke i t  h i nanzuha l t en 
* und zu se i ner I n s t andse t zung s i nd nach Maßgabe der 
* S a t z u ng Z u schüs se zu gewähren . 

( 4 )  b i s  ( 7 )  unveränder t .  
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BSVG-Ge l t ende F a s sung 

H i l fe b e i  körper l i chen Gebr echen 

§ 9 6 . ( 1 )  Be i Ver s t ümme l ungen , Veruns t a l t u ngen und 
kör per l i chen Gebrechen , w e l che d i e Gesundhe i t ,  d i e  
A r be i t s fäh i gke i t oder d i e  Fäh i gke i t ,  für d i e  
l ebensw i ch t i gen per sön l i chen Bedür fn i s se z u  sorgen , 
wesen t l i ch bee i n t räch t i gen , k ann d i e  S a t zung Z u schüsse 
für d i e Ansch a f fung der not wend i gen H i l fsmi t t e l  sow i e  
für deren I n s t andset zung vor sehen , sowe i t  n i ch t  e i n  
Anspr uch aus der gese t z l i chen U n fa l l ver s i cher ung , e i ne 
Le i s t ungsver pf l i ch t ung aus der geset z l i chen 
?en s i on sver s i cherung im Rahmen der med i z i n i schen 
Maßnahmen der Rehab i l i t a t i on oder e i n  g l e i ch ar t i ger 
An s p r uch n ach dem K r i egsopfer ver sorgungsgeset z 1 95 7 , 
nach dem Heeresver sor gungsgese t z ,  nach dem 
O p fer für sorgegese t z ,  nach dem Bundesgeset z  über d i e  
Gewähr ung von H i l fe l e i s t ungen an Opfer von Ver brechen , 
nach dem Impfschadengeset z oder n ach dem 
S t r af vo l l zugsgeset z bes t eh t . Be i der Fes t set zung der 
Höhe der Zuschüsse i s t auf § 87 Abs . 2 ,  4 und 5 
s i nngemäß m i t der Maßgabe Bedach t zu nehmen , daß der 
durch d i e  S a t zung des Ver s i cherung s t räge r s  für den 
Kos t e n z u schuß fes t zuset zende Höch s t bet r ag b e i  
H i l fsmi t t e l n ,  d i e  gee i gnet  s i nd ,  d i e  F u nk t i on feh l ender 
oder un z u l äng l i cher Körper t e i l e  zu über nehmen , und be i 
K r ankenfah r s t üh l en höchs t en s  d a s  2 5 fache des Meßbe t r ages 
( §  48 Abs . 2 des Gewe rb l i chen 
Soz i a l ver s i cherungsgeset zes ) ,  gerundet auf vo l l e  
Sch i l l i ng ,  be t r agen d ar f .  D i e  Kr ankenordnung k ann e i ne 
Gebrauchsdauer für H i l f sm i t t e l  vor sehen . A l s H i l f sm i t t e l  
s i nd h i ebe i sol che Gege n s t ände oder Vor r i Ch t ungen 
anzusehen , d i e  gee i gnet s i nd ,  

a )  und b )  unver änder t .  

A l s  fre i w i l l i ge Le i s t ung k ann der Ver s i cherungs t r äger i n  
s o l chen F ä l l en überd i es ,  sofern d i es not wend i g  und 
zweckmä ß i g  i s t , Kr ankenbehand l ung und An s t a l t sp f l ege 
gewähren , sowe i t  a u f  d i ese Le i s t ungen n i ch t  schon e i n  
� , � � r uch aus dem Ver s i cher ungsfa l l  der K r ankhe i f  

.. .. l· eht . 

( 2 )  b i s  ( 4 )  unveränder t .  

Maßnahmen z u r  F e s t i gung der Gesundhe i t  

§ 1 00 .  ( 1 )  Der Ver s i cherung s t räger kann u n t er 
Berück s i ch t i gung des For t schr i t t e s  der med i z i n i schen 
W i s senscha f t  sow i e  un t er Bedach t nahme au f se i ne 
f i nanz i e l l e  Le i s t ungs fäh i gke i t  neben der oder i m  

SE I TE 1 0  

BSVG-Vorgesch l agene F a ssung 

H i l fe be i körper l i chen Gebrechen 

§ 96 . ( 1 )  Be i Ver s t ümme l ungen , Veruns t a l t u ngen und 
k ö r per l i chen Gebrechen , we l che d i e  Gesundhe i t ,  d i e  
A r be i t s fäh i gke i t  oder d i e  Fäh i gke i t ,  für d i e  
l ebensw i ch t i gen per sön l i chen Bedü r fn i sse z u  sorgen , 

* wesen t l i ch bee i n t räch t i gen , h a t  d i e  S a t zung Z u sch ü s se 
für d i e  Anschaf fung der not wend i gen H i l f sm i t t e l  sow i e  

* für deren I ns t andse t zung vor z u sehen , sowe i t  n i ch t  e i n  
Anspruch a u s  der gese t z l i chen U n fa l l ver s i cherung , e i ne 
Le i s t ungsver p f l i Ch t ung a u s  der geset z l i chen 
P en s i on s ver s i cherung im Rahmen der med i z i n i schen 
Maßnahmen der Rehab i l i t at i on oder e i n  g l e i ch a r t i ge r  
Anspruch nach dem Kr i egsop fer ver sorgungsgeset z 1 957 , 
nach dem Heeresversorgungsgeset z ,  nach dem 
Opfe r für sorgegese t z ,  nach dem Bundesgese t z  über d i e  
Gewährung von H i l fe l e i s t ungen a n  Opfer von Verbrechen , 
nach dem Imp fschadengeset z  oder nach dem 
S t r a fvol l zugsgese t z  bes t eh t . Be i der Fes t se t zung der 
Höhe der Z usch ü s se i s t auf § 87 Abs . 2 ,  4 und 5 
s i nngemäß m i t der Maßgabe Bedach t zu nehmen , daß der 
durch d i e  S a t zung des Ver s i cherungs t räger s für den 
Kos t en z u schuß fes t zuset zende Höch s t be t r ag be i 
H i l f sm i t t e l n ,  d i e  gee i gnet  s i nd ,  d i e  F u nk t i on feh l ender 
oder un z u l äng l i cher Körper t e i l e  z u  übernehmen , und be i 
K r ankenfah r s t üh l en höchs t en s  das 2 5 fache des Meßbe t r ages 
( §  48 Abs . 2 des Gewer b l i chen 
Soz i a l ver s i cherungsge set zes ) , gerundet au f v o l l e  
Sch i l l i ng ,  be t ragen dar f .  D i e  K r a n kenordnung kann e i ne 
Gebr auchsdauer für H i l fsmi t t e l  vor sehen . A l s  H i l f smi t t e l  
s i nd h i ebe i so l che Gegens t ände oder Vor r i ch t ungen 
anzusehen , d i e  gee i gnet  s i nd ,  

* 

a )  und b )  unveränder t .  

A l s  f r e i w i l l i ge Le i s t ung kann der Ver s i cherungst räger i n  
s o l chen F ä l l en überd i es ,  sofern d i es not wend i g  und 
zweckmä ß i g  i s t , Kr ankenbehand l ung und An s t a l t sp f l ege 
gewäh ren , sowe i t  au f d i ese Le i s t ungen n i ch t  schon e i n  
An s p r uch a u s  dem Ver s i cher ungs fa l l der K r ankhe i t  
bes t eh t  . 

( 2 )  b i s  ( 4 )  unveränder t .  

§ 1 00 .  ( 1 )  Der Ver s i cher ungs t r äger kann u n t er 
Berück s i ch t i gung des For t schr i t t e s  der med i z i n i schen 
W i s senscha f t  sow i e  un t er Bedac h t n ahme au f se i ne 

* f i nanz i e l l e  Le i s t ungs fäh i gke i t  Maßnahmen z u r  F e s t i gung 
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BSVG-Ge l t ende F a ssung 

Ansch l u ß  an d i e  K r ankenbehand l ung gee i gnet e Maßnahmen 
z u r  Fes t i gung der Ges undhe i t  gewähren . 

( 2 )  A l s  Maßnahmen i m  S i nne des Abs . 1 kommen 
i nsbesondere i n  F r age 

1 .  F ü r sorge f ü r  Genesende ( z . B .  durch U n t e r br i ngung 
i n  e i nem Gene sungshe i m ) ; 

2 .  U n t er b r i ngung i n  e i nem E rho l ungshe i m ;  

* 
* 

* 

* 
* 

* 

BSVG-Vorgesch l agene F a s sung 

der Gesundhe i t  gewähren . 

( 2 )  A l s Maßnahmen i m  S i nne des Abs . 1 kommen 
i ns besondere i n  Be t r ach t : 

1 .  U n t e r b r i ngung i n  E r hol ungshe i men z u r  
Besch l eun i gung der Genesung nac� schwerer Kr ankhe i t ; 

2 .  U n t e r b r i ngung i n  Kuranst a l t en z u r  Verh i nderung 

* a )  e i ner unm i t t e l bar drohenden K r ankhe i t ,  

* b )  der Ver sch l i mme r ung e i ner bes t ehenden 
* K r ankhe i t ,  

* wobe i d i e  Anwendung n a t ü r l i cher He i l vorkommen mi t e i ne 
* Vor ausse t zung f ü r  den Behand l ungser fo l g  dar s t e l l t ;  

3 .  Landau fen t ha l t sow i e  Au fen t ha l t i n  Kuror t en b zw . * 3 .  Übernahme von Kos t en für Bet r i ebshe l fer und 
Kuranst a l t en ;  * Hausha l t she l fer i nnen . 

4 .  U n t e r b r i ngung i n  K r ankenan s t a l t en , d i e  vor w i egend * 
der Rehab i l i t at i on d i enen ; * 

5 .  Über nahme der Re i sekos t en f ü r  d i e  u n t e r  Z .  1 * 
b i s  4 beze i chnet en Zwecke ; * 

6 .  Übe r nahme von Kos t en für Bet r i ebshe l fer und * 
Hausha l t she l fer i nnen . * 

( 3 )  b i s ( 4 )  unveränder t .  ( 3 )  b i s  ( 4 )  unveränder t .  

K r ankhe i t sve r h ü t ung K r an k he i t sver hü t ung 

§ 1 0 1 . ( 1 )  Z u r  Ver hüt ung des E i n t r i t t es und der 
Verbre i t u ng von K r ankhe i t en können a l s  f r e i w i l l i ge 
Le i s t ungen i n sbesondere gewähr t  werden : 

* 
* 
* 

1 .  Gesundhe i t s fü r sorge , w i e  Gesunden- und * 
SChwangerenfür sorge ; Säug l i ng s - und K i nder f ü r sorge , * 
F ü r sorge für gesundhe i t sgefährde t e  J ugend l i che ; * 

2 .  Maßnahmen z u r  Bekämp fung der Vo l k sk r ankhe i t en und * 
der Zahn fäu l e ;  * 

3 .  gesundhe i t l i che Aufk l är ung der Ver s i cher ten und * 
i hrer Angehör i gen ; * 

4 .  d i e  er forder l i chen Re i se ( F a h r t ) - und * 
Tr an spor t kos ten be i Le i s t ungen gemäß Z .  1 b i s  3 .  * 

SE I TE 1 1  
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BSVG-Ge l t ende F a ssung 

( 2 )  F a l l en Maßnahmen gemäß Abs . 1 auch in den 
sach l i chen oder ör t l i chen Au fgabenbere i ch anderer 
E i n r i ch t ungen ( Behörden , Ver s i cherungs t räger und 
derg l e i chen ) , so k ann m i t d i e sen e i ne Ver e i nbar ung über 
e i n  p l anmäß i ges Z u s ammenw i r ken und e i ne Be t e i l i gung an 
den Kos ten get ro f fen werden . 

* 
* 
* 
* 
* 
* 

( 3 )  Der Ver S i cherungst räger k ann d i e  i m  Abs . 1 * 
beze i chneten Maßnahmen auch dadurch t re f fen , daß er s i ch * 
an E i nr i ch t ungen der Gesundhe i t s fü r sorge , d i e  den * 
g l e i chen Zwecken d i enen , be t e i l i g t . Abs . 2 g i l t  * . 

e n t sprechend . * 

Be i t r agsze i t en 

§ 1 06 . ( 1 )  A l s  Be i t r ag s ze i t en s i nd a n z usehen : 

1 .  b i s  4 .  unverände r t . 

BSVG-Vorgesch l agene F a s sung 

Be i t r ag s ze i t en 

§ 1 06 .  ( 1 )  A l s  Be i t r ag s ze i t en s i nd anzusehen : 

1 .  b i s  4 .  unveränder t .  

5 .  Ze i t en , für  d i e  e i n  Überwe i sungsbe t r ag oder 
e r s t a t t e t e  Be i t räge gemäß § 1 67 d i eses Bundesgeset zes 
bzw . gemäß § 99d des 
Bauer n - Pens i onsve r s i cherungsgese t zes , gemäß § 3 1 1 des 
A l l geme i nen Soz i a l ver s i cherungsgese t zes bzw . gemäß § 1 7 5 
des Gewer b l i chen Soz i a l ve r s i cher ungsges e t zes bzw . gemäß 
§ 1 0 1 d  des Gewe rb l i chen 
S e l b s t änd i gen-Pen s i onsver s i cherungsgese t zes 
� u r ückgezah l t  worden s i nd ,  sofern d i ese Z e i t en i n  dem 
Uberwe i sungsbe t r ag b zw . be i der E r s t a t t ung der Be i t r äge 
a l s Be i t r ag s ze i t en i m  S i nne d i eses Bundesgese t ze s  
berück s i ch t i g t worden waren . 

5 .  Ze i t en , für d i e  e i n  Überwe i sungsbet r ag oder 
er s t a t t e t e  Be i t räge gemäß § 1 67 d i eses Bundesgese t zes 
b zw . gemäß § 99d des 
Bauern-Pen s i onsver s i cherungsgeset zes , gemäß § 3 1 1 des 
A l l geme i nen Soz i a l ver s i cher ungsgeset zes bzw . gemäß § 1 75 
des Gewer b l i chen Soz i a l ver s i cherungsgeset ze s  bzw . gemäß 
§ 1 0 1 d  des Gewerb l i chen 
S e l b s t änd i gen-Pens i on sver s i cherungsgeset ze s  
z u rückgezah l t  worden s i nd ,  sofe r n  d i ese Ze i t en i n  dem 
Ü berwe i sungsbe t r ag bzw . be i der E r s t a t t ung der Be i t räge 
a l s  Be i t r agsze i t en i m  S i nne d i eses Bundesgeset zes 

* berück s i ch t i gt worden waren , sow i e  Ze i t en , für  d i e  aus 
* An l aß der Aufnahme i n  d a s  pen s i onsver s i cher ungs fre i e  

a 

( 2 )  b i s  ( 4 )  unveränder t .  

E r sa t z z e i ten 

1 07 . ( 1 )  A l s  E r sa t z ze i t en ge l t en , sowe i t  s i e  n i ch t  
Be i t r agsze i t en anzu sehen s i nd :  

1 .  unveränder t .  

2 .  Ze i t en , i n  denen e i n  Ver s i cher t e r , der am 
S t i ch t ag ( §  1 04 Abs . 2 )  d i e  ös t er re i ch i sche 
S t aa t sbürger scha f t  bes i t z t , 

a )  und b )  unveränder t .  

SE I TE 1 2  

* D i en s t ve r hä l t n i s  vom D i en s t nehmer an den D i en s t geber e i n  
* besonderer Pen s i onsbe i t r ag ge l e i s t e t  worden i s t , sofern 
* für d i ese Ze i t en e i n  Überwe i sungsbe t r ag nach § 1 67 
* ge l e i s t et worden i s t . 

( 2 )  b i s  ( 4 )  unveränder t .  

E r s a t z z e i t en 

§ 1 07 .  ( 1 )  A l s  E r sa t z z e i t en ge l t en , sowe i t  s i e  n i cht  
a l s  Be i t r agsze i t en a n z usehen s i nd :  

1 .  unver änder t .  

2 .  Z e i t en ,  i n  denen e i n  Ver s i cher t e r , der am 
S t i ch t ag ( §  1 04 Abs . 2 )  d i e  ös t e r re i ch i sche 
S t aa t sbürger sch a f t  bes i t z t , 

a )  und b )  unveränder t .  
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BSVG-Ge l t ende F a s sung BSVG-Vorgesch l agene F a s sung 

c )  au fgrund der Bes t i mmungen des Wehrgese t zes 1 978 * 
orden t l i chen oder außerorden t l i chen * 

c )  son s t  e i ne Wehr - oder Arbe i t sd i en s t p f l i ch t  nach 
den j ewe i l s  i n  Ge l t ung ges t andenen Vor sch r i f t en 
e r fü l l t  h a t ; P r äsenzd i en s t  - au sgenommen Z e i t en e i ner * 

P f l i ch t ver s i cherung gemäß § 8 Abs . 1 Z 5 des * 
A l l geme i nen Soz i a l ver s i cher ungsgese t ze s  - oder * 
au fgr und der Bes t i mmungen des * 
Z i v i l d i en s t geset zes orden t l i chen oder * 
außerorden t l i chen Z i v i l d i en s t  ge l e i s t e t  h a t ; * 

d )  son s t  e i ne Weh r - oder Arbe i t sd i en s t p f l i ch t  nach * 
den j ewe i l s  i n  Ge l t ung gest andenen Vor schr i f t en * 
e r fü l l t  hat ; * 

3 .  Ze i t en , i n  denen der Ver s i cher t e  aus po l i t i schen 
oder r e l i g i ösen Gr ünden oder aus Gr ünden der Abs t ammung , 
auch wegen Auswanderung aus den angeführ t en Gründen , 
daran geh i nder t war , se i ne se l bs t änd i ge Erwerbs t ä t i gke i t  
oder Beschä f t i gung i m  S i nne der Z .  1 for t z u s e t zen ; 

4 .  Ze i t en , während derer der Ver s i cher t e  
Übergangsge l d  gemäß § 1 56 d i eses Bundesgeset zes , gemäß 
§ 1 99 bzw . § 306 des A l l geme i nen 
Soz i a l ver s i cher ungsgeset zes oder gemäß § 1 64 des 
Gewer b l i chen Soz i a l ver s i cherungsgeset zes bezogen h a t ; 

5 .  d i e  vor dem 1 .  Jänner 1 973 ge l egenen Ze i t en e i ner 
unen t ge l t l i chen ber u f l i chen Ausb i l dung e i nes 
Beschäd i g t en im S i nne des § 2 1  des 
Kr i egsop fer ver sorgungsgese t zes 1 957 bzw . nach Maßgabe 
der j ewe i l i gen Vor sch r i f t en über d i e  Ver sorgung der 
Kr i eg sop fer ; 

6 .  Z e i t en der Ans t a l t sp f l ege , d i e  unmi t t e l bar an den 
9 .  Ma i 1 94 5  ansch l i eßen und d i e  i m  u r säch l i chen 
Z u s ammenhang m i t e i ner Gesundhe i t s schäd i gung i n fo l ge 
e i nes der i n  § 1 Abs . 1 l i t . c oder Abs . 2 des 
Op fer für sorgegeset zes angeführ t en Gründe s t ehen , wenn 
der Ver s i cher t e  e i nen besche i drnä ß i g  zuerkann t en Anspr uch 
au f e i ne Beschäd i g t en r e n t e  nach dem Op fer für sorgegese t z  
a u fgrund e i ner M i nderung der E rwer b s fäh i gke i t  von 
m i nde s tens 70 vH hat . Unmi t t e l ba r ke i t  i s t auch gegeben , 
wenn d i e  He i mkehr aus e i nem E i n s a t z i m  S i nne des § 1 
Abs . 1 des Op fer für sor gegese t zes oder aus H a f t  oder 
Anha l t ung im S i nne des § 1 Abs . 2 er s t er S a t z des 
Opfer für sorgegese t ze s  zwar s pä t er , j edoch i nnerha l b  des 
im Ab s .  2 beze i chne t en Ze i t r aumes ge l egen i s t . 
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* 3 .  Ze i t en , i n  denen der Ver s i cher t e  auf Grund der 
* Best i mmungen des Wehrgese t zes 1 990 orden t l i chen oder 
* außerorden t l i chen Präsen zd i en s t  - ausgenommen Ze i t en der 
* P f l i ch t ver s i cherung gemäß § 8 Abs . 1 Z 5 des A l l geme i nen 
* Soz i a l ver s i cher ungsgese t zes - oder a u f  Gr und der 
* Bes t i mmungen des Z i v i l d i en s t gese t zes orden t l i chen oder 
* außerorden t l i chen Z i v i l d i en s t  ge l e i s t e t  hat ; 

* 4 .  Ze i t en , i n  denen der Ver s i cher t e  aus po l i t i schen 
* oder r e l i g i ösen Gründen oder aus Gründen der Abst ammung , 
* auch wegen Auswanderung a u s  den ange führ t en Gr ünden , 
* daran geh i nder t war , se i ne se l bs t änd i ge E rwerbs t ät i gk e i t 
* oder Beschä f t i gung i m  S i nne der Z .  1 for t zu set zen ; 

* 5 .  Ze i t en , während derer der Ver s i che r t e  
* Übergangsge l d  gemäß § 1 56 d i eses Bundesgeset zes , gemäß 
* § 1 99 bzw . § 306 des A l l geme i nen 
* Soz i a l ver s i cher ungsgeset ze s  oder gemäß § 1 64 des 
* Gewe r b l i chen Soz i a l ver s i cher ungsgeset zes bezogen h a t ; 
* 

* 6 .  d i e  vor dem 1 .  Jänner 1 973 ge l egenen Ze i t en e i ner 
* unen t ge l t l i chen ber u f l i chen Ausb i l dung e i nes 
* Beschäd i g t en im S i nne des § 21  des 
* Kr i egsop fer ver Sorgungsgeset zes 1 957 b zw . nach Maßgabe 
* der j ewe i l i gen Vor schr i f t en über d i e  Ver sorgung der 
* Kr i egsopfer ; 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 

* 7 .  Ze i t en der Anst a l t sp f l ege , d i e  unmi t t e l bar an den 
* 9 .  Ma i 1 945 ansch l i eßen und d i e  im u r säch l i chen 
* Zusammenhang m i t e i ner Gesundhe i t sschäd i gung i n fo l ge 
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BSVG-Ge l t ende F a ssung BSVG-Vorgesch l agene F a s sung 

* e i nes der i n  § 1 Abs . 1 l i t .  c oder Abs . 2 des 
* Opfer für sorgegese t zes ange führ t en G ründe s t ehen , wenn 
* der Ver s i cher t e  e i nen besche i dmäß i g  zuerkann t en Anspruch 
* auf e i ne Beschäd i gt en r e n t e  nach dem Opfe r fü r sorgegeset z 
* a u fgr und e i ner M i nder ung der E rwer b s fäh i gke i t von 
* m i nde s t en s  70 vH hat . Unmi t t e l ba r ke i t i s t auch gegeben , 
* wenn d i e  He i mkehr a u s  e i nem E i ns a t z i m  S i nne des § 1 
* Abs . 1 des Opfer f ü r sorgegeset zes oder aus H a f t  oder 
* Anha l t ung i m  S i nne des § 1 Abs . 2 e r s t er S a t z des 
* Opfer für sorgegese t zes zwar spä t er , j edoch i nnerha l b  des 
* i m  Abs . 2 beze i chneten Z e i t r aumes ge l egen i s t .  

( 2 )  b i s  ( 1 0 )  unveränder t .  ( 2 )  b i s  ( 1 0 )  unverände r t . 

Bemessungsg rund l age Bemes sungsgrund l age 

§ 1 1 3 .  ( 1 )  unveränder t .  § 1 1 3 .  ( 1 )  unveränder t .  

( 2 )  F ü r  d i e  E rm i t t l ung der Bemessung s ze i t kommen i n  ( 2 )  F ü r  d i e  E rm i t t l u ng der Beme s sungsze i t  kommen i n  
Bet r ach t : Be t rach t : 

1 .  b i s  3 .  unverände r t . 1 .  b i s  3 .  unveränder t .  

4 .  wenn es f ü r  den Ver s i cher t en ( d i e  Ver s i cher t e )  
güns t i ge r  i s t , a n s t e l l e  der n ach Z 1 b i s  3 i n  Be t rach t 
kommenden Ver s i cherungsmon a t e d i e  l e t z t en 
1 80 Ver s i che r ungsmon a t e  aus a l l en Zwe i gen der 
Pens i on sver s i cherung , d i e  vor dem Ka l ender j ah r  l i egen , 
i n  das der Beme s sungs z e i t pu n k t  fä l l t .  

Bemessung s ze i t pu n k t  i s t der S t i ch t ag .  

4 .  wenn e s  f ü r  den Ver s i cher t en ( d i e  Ver s i cher t e )  
gün s t i ger i s t , an s t e l l e  der nach Z 1 b i s  3 i n  Be t r acht 
kommenden Ver s i cherungsmon a t e  d i e  l e t z t en 
1 80 Ver s i che r ungsmon a t e  aus a l l en Zwe i gen der 
Pen s i onsver s i che r ung , d i e  vor dem K a l ende r j ahr l i egen , 
i n  das der Beme s sung s ze i t punk t fä l l t .  

* Ver s i cherung smon at e ,  d i e  zw i schen dem 1 .  Jänner 1 947 und 
* dem 3 1 . Dezember 1 950 l i egen , b l e i ben unbe r ücks i ch t i gt , 
* e s  s e i  denn , daß Ver s i cherungsmon a t e  nur i n  d i esem 
* Z e i t r aum vor l i egen . Bemessungsze i t punk t i s t der 
* S t i ch t ag .  

* Bemes sungs ze i t punk t i s t der S t i ch t ag .  

( 3 )  und ( 4 )  unverände r t . ( 3 )  und ( 4 )  unveränder t .  

( 5 )  Be i der Anwendung der Abs . 2 und 3 b l e i ben außer ( 5 )  Be i der Anwendung der Abs . 2 und 3 b l e i ben außer 
Bet r ac h t  Be t r acht  

1 .  Be i t r ag smon a t e  der P f l i ch t ver s i cher ung , deren 
- ' r agsgr und l al;len durch ber u f l i che Maßnahmen der 

f, " ab i l i t a t i on ( §  1 53 d i eses Bundesgeset zes sow i e  § §  1 98 
12 :' , 303 des A l l geme i nen Soz i a l ver s i cherungsgese t zes und 
§ 1 6 1  des Gewer b l i chen Soz i a l ve r s i cherung sgese t zes ) 
bee i n f l uß t  werden , wenn es für den Ver s i cher t en 
güns t i ge r  i s t ;  das g l e i che g i l t  f ü r  Be i t r ag smon a t e ,  d i e  
Z e i t en e i ner Beschä f t i gung en t ha l t en , z u  deren Ausübung 
i hn d i ese Maßnahmen befäh i g t haben ; 

SE I TE 1 4  

* 1 .  Be i t r ag smon a t e  der fre i w i l l i gen Ver s i cherung , d i e  
* auch Ze i t en en t ha l ten , während we l cher K rankenge l d ,  
* Arbe i t s l osenge l d , Not s t and sh i l fe oder Karen z u r l aubsge l d  
* aus gese t z l i cher Ver s i cherung bezogen w u r de , wenn es f ü r  
* d e n  Ver s i cher t en gün s t i ger i s t ;  d i es g i l t  en t sprechend 
* auch für Be i t r agsmon a t e  der P f l i ch t ver s i che r ung , we l che 
* Z e i ten e n t ha l t en , während we l cher ber u f l i che Maßnahmen 
* der Rehab i l i t a t i on ( §  1 53 d i eses Bundesgeset zes sow i e  
* § §  1 98 bzw . 303 des A l l geme i nen 
* Soz i a l ver s i cherungsgese t zes und § 1 6 1  des Gewer b l i chen 
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BSVG-Ge l t ende F a s sung BSVG-Vor gesch l agene F as sung 

* Soz i a l ve r s i Cher UngSgeset zes ) gewäh r t wurden b zw . Ze i t en 
* e i ner BesChäf t i gung en t ha l t en , zu deren Ausübung i hn 

2 .  Be i t r agsmona t e  der P f l i ch t ver s i cherUng , d i e  
Z e i t en en t ha l ten , während w e l cher der Ver s i cher t e  e i ne 
Be i h i l fe z u r  Deckung des Lebens un t er ha l t e s  gemäß § 20 
Abs . 2 l i t .  c i n  Ver b i ndung m i t § 2 5  Abs . 1 des 
Arbe i t sma r k t förderUngSgese t zes , BGB 1 . Nr . 3 1 / 1 969 , 
bezogen h a t . 

* d i ese Maßnahmen befäh i g t haben ; 

2 .  Be i t r agsmon a t e  der P f l i ch t ver s i cherung , d i e  
Ze i t en en t ha l t en , während we l cher der Ver s i cher t e  e i ne 
Be i h i l fe z u r  Deckung des Lebens un t er h a l t es gemäß § 20 
Abs . 2 l i t .  c i n  Ver b i ndung m i t § 25 Abs . 1 des 
Arbe i t smar k t förder ungsgeset zes , BGB 1 . Nr . 3 1 / 1 969 , 

* bezogen h a t ; 

* 3 .  Be i t r ag s ze i t en nach § 1 06 Abs .  1 Z 5 zwe i t er 
* Ha l bs a t z .  

Bemessungsgr und l age be i Vo l l endung Bemes sungsgr und l age be i Vo l l endung 
des 50 . Lebensj ahreS des 50 . Leben s j ahres 

§ 1 1 4 .  ( 1 )  unveränder t .  § 1 1 4 .  ( 1 )  unver änder t .  

( 2 )  D i e  Bemessungsgr und l age be i Vo l l endung des 
50 . Leben sj ahreS i s t unbeschadet Abs .  3 und 4 un t er 
ent s p r echender Anwendung des § 1 1 3 Abs . 1 und 5 w i e  
fo l g t z u  ermi t t e l n :  

( 2 )  D i e  BemeSSUngsgr und l age be i Vo l l endung des 
50 . Leben s j ahres i s t unbeschadet Abs . 3 und 4 u n t er 
ent sprechender Anwendung des § 1 1 3 Abs . 1 und 5 w i e  
fO l g t z u  ermi t t e l n :  

1 .  unver änder t .  

2 .  für  d i e  E r m i t t l ung der Bemessung s ze i t kommen d i e  
l e t z t en 1 20 Ver s i cher Ungsmona t e  i m  S i nne des § 1 1 0 vor 
dem BemeS sungs z e i t pu n k t  i n  Be t r ach t ; 

3 .  u nveränder t .  

( 3 )  b i s  ( 5 )  unve ränder t .  

Vor ze i t i ge A l t er spen s i on be i Arbe i t s l Os i gke i t  

§ 1 22a . ( 1 )  Anspruch au f vor ze i t i ge A l t er spen s i on be i 
A r be i t s l Os i gke i t h a t  der Ver s i cher t e  nach Vo l l endung des 
60 . Lebensj ahres , d i e  Ver s i Cher t e  n ach Vo l l endung des 
5 5 . Lebensj ahres , wenn d i e  War t eze i t  er fü l l t  i s t 
( §  1 1 1 ) ,  der ( d i e )  Ver s i cher t e  am S t i ch t ag ( §  1 04 
Abs . 2 )  n i c h t  se l bs t änd i g  erwerbs t ät i g  i s t , d i e  w e i t ere 
Vor au s s e t zung des § 1 2 1  Abs .  2 er fü l l t  hat und i nnerh a l b  
der l et z t en fünfzeh n  Mon a t e vor dem S t i ch t ag ( §  1 04 
Abs . 2 )  m i ndes t en s  5 2  Wochen wegen Arbe i t s l os i gke i t  e i ne 
Ge l d l e i s t ung aus der A r be i t s l osenver s i CherUng bezogen 
h a t , für d i e  we i t er e  Dauer der Arbe i t s l os i gk e i t .  Dem 
Bezug von Ge l d l e i s t ungen aus der 
A r be i t s l osenver s i CherUng s t ehen g l e i ch 
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1 .  unveränder t .  

2 .  für  d i e  E rmi t t l ung der Bemessungsze i t  kommen d i e  
l e t z t en 1 20 Ver s i cher Ungsmona t e  i m  S i nne des § 1 1 0 vor 
dem Bemessungsze i t punk t i n  Bet r ach t ; 

* Ver s i cherUngsmona t e , d i e  zw i schen dem 1 .  Jänner 1 947 und 
* dem 3 1 . Dezember 1 950 l i egen , b l e i ben unber ück s i Ch t i gt ; 

3 .  unver änder t .  

( 3 )  b i s  ( 5 )  unveränder t .  

Vor ze i t i ge A l ter spen s i on be i Arbe i t s l os i gk e i t 

§ 1 22a . ( 1 )  Anspr uch auf vor ze i t i ge A l t er spen s i on b e i  
A r be i t s l os i gke i t  hat d e r  Ver s i cher t e  nach Vo l l endung d e s  
60 . Leben s j ahres , d i e  Ver s i cher t e  n ach Vo l l endung des 
5 5 . Leben s j ahreS , wenn d i e  War t e ze i t  er fü l l t  i s t 
( §  1 1 1 ) ,  der ( d i e )  Ver s i cher t e  am S t i ch t ag ( §  1 04 
Abs . 2 )  n i ch t  se l bs t änd i g  erwer bs t ä t i g  i s t ,  d i e  we i t ere 
Vor ausset zung des § 1 2 1  Abs .  2 e r fü l l t  hat  und i nner ha l b  
der l e t z t en fün fzehn Mon a t e vor dem S t i ch t ag ( §  1 04 
Abs . 2 )  m i ndes t ens 52 Wochen wegen Arbe i t s l os i gke i t  e i ne 
Ge l d l e i s t ung aus der A r be i t s l osenver s i cherUng bezogen 
h a t , für  d i e  we i tere Dauer der Arbe i t s l os i gke i t .  Dem 
Bezug von Ge l d l e i s t ungen aus der 
Arbe i t s l osenve r s i cherUng s t ehen g l e i ch 
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BSVG-Ge l t ende F a s sung 

1 .  b i s  3 .  unveränder t .  

4 .  Ze i ten der A r be i t s l os i gke i t ,  f ü r  d i e  
Künd i gungsent sChäd i gung gebüh r t , 

5 .  und 6 .  unver ände r t . 

Be i der F es t s t e l l ung der Vor a u s se t z u ngen für e i nen 
so l chen Ans p r uch haben j edoch Be i t r agsmon a t e  der 
fre i w i l l i gen Ver s i cher ung f ü r  d i e  E r fü l l ung der 
War t eze i t  außer Ansat z zu  b l e i ben . 

( 2 )  u n veränder t .  

Ausmaß der A l t er s ( E rwerbsun fäh i gke i t s ) pens i on 

§ 1 30 .  ( 1 )  b i s  ( 4 )  unveränder t .  

( 5 )  F ä l l t  e i ne Pen s i on i nn e r ha l b  von fünf J ahren nach 
Wegfa l l  e i ner anderen nach d i esem Bundesgeset z 
fes t ges t e l l t en Pen s i on der Pen s i on s ver s i cher ung an , so 
t r i t t  für d i e  Beme s s ung des b i s  z um Bemessung s ze i t punk t 
der wegge fa l l enen Le i s t ung e r worbenen 
S t e i ger ungsbe t r ages a n s t e l l e  des s i ch n ach Abs . 1 b i s  4 
ergebenden Hunder t sa t zes des S t e i ger ungsbe t r ages der für 
d i e  wegge fa l l ene Le i s t ung maßgebende Hunder t sat z des 
S t e i ger ungsbe t r ages . E i n  Gr undbe t r ag oder 
Grundbe t r ag s z u sch l ag ,  der i n  der wegge fa l l enen Le i s t ung 
en t ha l t en war , i s t be i m  Hunder t sa t z  des 
S t e i ge r u ngsbe t r ages z u  ber ück s i ch t i gen . Der für den ab 
dem Beme s s u ng s ze i t punk t der wegge fa l l enen Le i s t ung 
maßgeb l i che Hunder t sa t z des S t e i ger ungsbe t r ages e r g i b t 
s i ch a u s  der Ver m i nderung des z um S t i ch t ag der neu 
anfa l l enden Le i s t ung fes t ges t e l l t en Hunder t sa t zes des 
S t e i ger ungsbe t r ages um den Hunder t sa t z  des 
S t e i ger ungsbe t r ages der wegge fa l l enen Le i s t ung . Der 
Hunder t sa t z  des gesamt en S t e i gerungsbe t r ages dar f den 
Hunder t sa t z  des S t e i ger ungsbe t r ages der weggefa l l enen 
Le i s t ung n i ch t  u n t er schre i t en . 

R i ch t sät ze 

S 1 4 1 . ( 1 )  Der R i ch t sa t z  bet rägt unbe schade t der 
Bes t i mmu ngen des Abs . 2 

a )  f ü r  Pen s i onsberech t i gt e  a u s  e i gener 
Pen s i onsver s i cherung , 
aa ) wenn s i e  m i t dem E hega t t en 

( der E hegat t i n )  i m  geme i ns amen 
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BSVG-Vorgesch l agene F as sung 

1 .  b i s  3 .  unveränder t .  

4 .  Ze i t en der A r be i t s l os i gke i t ,  für d i e  
* Künd i gungsent schäd i gung , U r l aubsent schäd i gung oder 
* U r l aubsab f i ndung gebüh r t ,  

5 .  und 6 .  unveränder t .  

Be i der Fes t s t e l l ung der Vor a u s se t zungen f ü r  e i nen 
sol chen An s p r uch haben j edoch Be i t r agsmon a t e  der 
f r e i w i l l i gen Ver s i cher ung für d i e  E r fü l l ung der 
War t eze i t  außer Ansa t z  zu b l e i ben . 

( 2 )  unveränder t .  

Ausmaß der A l t e r s ( E rwerbsun fäh i gke i t s ) pens i on 

§ 1 30 .  ( 1 )  b i s  ( 4 )  unveränder t .  

( 5 )  F ä l l t  e i ne Pen s i on i nnerha l b  von fün f Jahren nach 
Weg fa l l  e i ner anderen nach d i esem Bundesgeset z 
fes t ges t e l l t en Pen s i on der Pen s i onsver s i cher ung an , so 
t r i t t  für d i e  Bemes sung des b i s  z um Beme s sungs ze i t punk t 
der wegge fa l l enen Le i s t ung erwor benen 
S t e i gerungsbe t r ages a n s t e l l e  des s i ch nach Abs . 1 b i s  4 
ergebenden Hunder t sa t zes des S t e i gerungsbet r ages der f ü r  
d i e  weggefa l l ene Le i s t ung maßgebende Hunder t sa t z  des 
S t e i gerungsbe t r ages . E i n  Grundbe t rag oder 
Grundbe t r agsZUSch l ag ,  der in  der weggefa l l enen Le i s t ung 
en t ha l t en war , i s t be i m  Hunder t sa t z  des 

* S t e i ge r ungsbe t r ages zu  berück s i ch t i gen . Der ab dem 
* Bemes sungsz e i t pu n k t  der wegge f a l l enen Le i s t ung 

maßgeb l i che Hunder t sa t z des S t e i ger ungsbe t r ages erg i b t 
s i ch aus der Vermi nder ung des zum S t i ch t ag der neu 
a n fa l l enden Le i s t ung fes t ge s t e l l t en Hunde r t s a t zes des 
S t e i gerungsbe t r ages um den Hunder t sa t z  des 
S t e i gerungsbe t r ages der wegge fa l l enen Le i s t ung . Der 
Hunder t sa t z  des gesamt en S t e i ger ungsbe t r ages dar f den 
Hunder t sa t z  des S t e i gerungsbet r ages der wegge fa l l enen 
Le i s t ung n i ch t  u n t e r schre i t en . 

R i ch t sä t ze 

§ 1 4 1 . ( 1 )  Der R i ch t sat z bet rägt unbeschade t der 
Bes t i mmungen des Abs . 2 

a )  für Pen s i onsberech t i g t e  aus e i gener 
Pen s i on sver s i cherung , 
aa ) wenn s i e  m i t dem Ehega t t en 

( de r  Ehegat t i n )  i m  geme i ns amen 
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BSVG-Ge l t ende F as sung 

Hausha l t  l eben .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..  8 600 S ,  
bb ) wenn d i e  Vor a u s se t z u ngen nach 

aa ) n i ch t  z u t r e f fen . . . . . . . . . . . . . . .  6 000 S ,  

b )  für Pen s i onsberech t i gt e  auf 
w i t wen ( W i t wer ) pens i on .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..  6 000 S ,  

c )  für Pen s i on sberech t i gt e  auf Wa i senpen s i on :  
b i s  zur  Vo l l endung des aa ) 
24 . Lebens j ahreS .. .. " .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..  2 240 S ,  
f a l l s  be i de E l t er n t e i l e  
ver s t or ben s i nd .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..  3 366 S ,  

bb ) n ach Vo l l endung des 
24 . Leben s j ahres .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..  3 980 S ,  
fa l l s  be i de E l t e r n t e i l e  
ver s t orben s i nd .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..  6 000 S .  

Der R i ch t sa t z nach l i t .  a er höh t s i ch um 640 S für j edes 
K i nd ( §  1 1 9 ) , dessen Ne t t oe i nkommen den R i ch t s a t z für 
e i n fach verwa i s t e  K i nder b i s  z u r  Vo l l endung des 
24 . Leben s j ahreS n i ch t  er r e i cht . 

( 2 )  An d i e  S t e l l e  der R i ch t sä t ze und der 
R i ch t sa t zerhöhung nach Abs . 1  t re t en ab 1 . Jänner e i nes 
j eden J ahres , e r s t ma l s  ab 1 . Jänner 1 992 , d i e  u n t er 
Bedach t nahme au f § 47 m i t dem AnpaSsung s f ak t or ( §  45 ) 
ver v i e l fach t en Bet räge . 

( 3 )  b i S  ( 5 )  unver änder t .  

Med i z i n i sche Maßnahmen 

§ 1 52 .  ( 1 )  unveränder t .  

( 2 )  D i e  Maßnahmen gemäß Abs . 1 werden vom 
Ver s i cherungs t räger a u s  M i t t e l n  der Pen s i on sver s i cherung 
gewäh r t , wenn und sowe i t  der Ver s i cher t e  n i ch t  a u f  s i e  
aus e i ner geset z l i chen Krankenver s i cher ung An s p r uch hat . 
Der Ver s i cherungs t r äger kann d i e  Gewäh r u ng der son s t  von 
e i nem anderen Kr ankenver s i cher Ungs t r äger z u  e r b r i ngenden 
Maßnahmen der im Abs . 1 beze i chne t en Ar t j ederze i t  an 
s i ch z i ehen . Er t r i t t  h i ns i ch t l i ch d i eser Maßnahmen dem 
Ver s i cher t en gegenüber i n  a l l e  P f l i ch t en und Rech t e  des 
anderen Kr ankenver s i che r Ungs t r äger s  e i n ,  sowe i t  d i e  z u  
gewährenden Le i s t ungen m i t den med i z i n i schen Maßnahmen 
der Rehab i l i t at i on i n  z u s ammenhang s t ehen . Der 
Ver s i cher ungst räger hat i n  d i esen F ä l l en dem anderen 
Kr ankenver s i cher ungs t räger anzuze i gen , daß er von e i nem 
bes t i mmten Tag an d i e  Gewähr ung übern i mmt ; von d i e sem 
Z e i t pu n k t  an hat  der Ver s i cher t e  gegen den anderen 
Kr ankenver s ; cherung s t r äger k e i nen An spr uch auf d i e  
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BSVG-Vorge sch l agene F as sung 

* Hausha l t  l eben 9 3 1 7  S ,  
bb ) wenn d i e  vor a u s set iüngen

'
näch

' " .
, .  

* aa ) n i ch t  z u t r e f fen .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..  6 500 S ,  

b )  für Pen s i on sberech t i gt e  a u f  
* W i t wen ( W i t wer ) pens i On .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..  6 500 S ,  

* 

c )  für Pen s i onsber ech t i gt e  auf W a i senpens i on :  
aa ) b i s  zur  Vo l l endung des . 

24 . Leben s j ahreS . .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..  2 427 S ,  
f a l l s  be i de E l t e r n t e i l e  
ver s t or ben s i nd .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..  3 646 S ,  * 

bb ) nach Vo l l endung des 
24 . Leben s j ahreS .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..  4 3 1 2  S ,  
fa l l s be i de E l t e r n t e i l e  

* 

* ver s t or ben s i nd .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..  6 500 S .  

* Der R i ch t sa t z  nach l i t . a erhöh t  s i ch um 693 für j edes 
K i nd ( §  1 1 9 ) , dessen Net t oe i nkommen den R i ch t s a t z für 
e i n fach verwa i s t e  K i nder b i s  zur Vo l l endung des 
24 . Leben s j ahreS n i cht  er r e i ch t . 

( 2 )  An d i e  S t e l l e  der R i ch t sä t z e und der 
R i ch t s a t zerhöhung nach Abs . 1  t re t en ab 1 . Jänner e i nes 

* j eden J ahres , e r s t ma l s  ab 1 . Jänner 1 993 , d i e  u n t er 
Bedac h t n ahme auf § 47 m i t dem Anpassungs fak t or ( §  45 ) 
verv i e l fach t en Bet räge . 

( 3 )  b i s  ( 5 )  unveränder t .  

Med i z i n i sche Maßnahmen 

§ 1 52 .  ( 1 )  unverände r t . 

* ( 2 )  D i e  Maßnahmen n ach Abs . 1 werden vom 
* Ver s i cher ungs t räger a l s  Pen s i onsver s i Cherung s t r äger 
* gewäh r t , wenn und sowe i t  s i e  n i ch t  aus e i ner 
* geset z l i chen Kr ankenve r s i cherung gewähr t  werden . Der 
* Ver s i cherUngs t räger a l s  pen s i on sver s i cherUng s t r äger kann 
* d i e  Gewährung der vom Ver s i cher Ungs t räger a l s  
* Kr ankenver s i CherUngs t räger ode r  von e i nem anderen 
* Kr ankenver s i Cherung s t räger n ach Maßgabe des § 87 a zu 
* erbr i ngenden med i z i n i schen Maßnahmen der Rehab i l i t a t i on 
* j eder ze i t  an s i ch z i ehen . E r  t r i t t  h i ns i cht l i ch d i eser 
* Maßnahmen dem Ver s i cher t en gegenüber i n  a l l e  P f l i ch t en 
* und Rech t e  des anderen K rankenver s i cherung s t r äger s e i n ,  
* sowe i t  d i e  zu gewährenden Le i s t ungen mi t den 
* med i z i n i schen Maßnahmen der Rehab i l i t a t i on i n  
* Zusammenhang s t ehen . Der Ver s i cherungs t räger hat  i n  
* d i esen F ä l l en dem anderen Kr ankenver s i cher Ungs t r äger 
* an z u z e i gen , daß er von e i nem bes t i mmt en Tag an d i e  
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BSVG-Ge l t ende F assung 

ent s p r echenden Le i s t ungen der K r ankenver s i cherung . 

( 3 )  unver änder t .  

W i r kung der Rück z ah l ung des Überwe i sungsbe t r ages 
und der e r s t a t t e t en Be i t räge 

§ 1 69 .  D i e  i n  dem z u r ückgezah l t en Ü berwe i sungsbe t r ag 
und i n  den z u r ückgezah l t en Be i t rägen gemäß § 1 67 d i eses 
Bundesgese t zes , gemäß § 3 1 1 des A l l geme i nen 
Soz i a l ver s i cher ungsgese t zes bzw . gemäß § 1 75 des 
Gewe r b l i chen S oz i a l ve r s i cherungsgeset zes 
berück s i ch t i g t en vo l l en Mon a t e  ge l t en a l s  
Ver s i cherungsmona t e  i m  S i nn� d i eses Bundesgeset zes , 
sofern d i ese Mona t e  i n  dem Uberwe i sungsbe t r ag bzw . be i 
der E r s t a t t ung der Be i t räge a l s  Ver s i cherungsmona t e  i m  
S i nne d i eses Bundesgese t ze s  berück s i ch t i gt worden waren . 

E r sa t zanspruch des Tr äger s der Soz i a l h i l fe 

§ 1 73 .  ( 1 )  und ( 2 )  unver änder t .  

( 3 )  W i rd e i n  Pen s i onsberech t i g t er a u f  Kos t en e i nes 
T r äger s der Soz i a l h i l fe i n  e i nem A l t er s ( S i echen ) he i m  
oder F ü r sorgeer z i ehungshe i m ,  e i ner He i l - und 
P f l egean s t a l t für Nerven- und Ge i s t es k r anke , e i ne r  
T r i nkerhe i l s t ä t t e  oder e i ner ähn l i chen E i nr i ch t ung bzw . 
außer ha l b  e i ner d i eser E i nr i ch t ungen i m  Rahmen e i ne s  
F am i l i enver bandes oder a u f  e i ner von e i nem Träger der 
ö f fen t l i chen WOh l fahr t sp f l ege oder von e i ner k i rch l i chen . 
oder anderen k ar i t a t i ven Vere i n i gung gefüh r t en 
P f l eges t e l l e ver p f l eg t , so geh t für  d i e  Ze i t  d i eser 
p r l ege der Anspruch a u f  Pen s i on ( e i nsch l i eß l i ch 

, fä l l i ger Z u l agen und Zu sch l äge ) b i s  zur  Höhe der 
1 f l egskos t en , höch s t ens j edoch b i s  z u  80 vH , wenn der 

� r l s i onsberech t i gt e  aufgr und e i ner geset z l i chen 
� . ' � f l i ch t ung für den U n t e r h a l t  e i nes Angehör i gen zu 
surgen h a t , b i s  zu 50 vH d i eses Anspruches au f den 
Träger der Soz i a l h i l fe über ; das g l e i che g i l t  i n  Fä l l en , 
i n  denen e i n  Pen s i onsberech t i g t e r  auf Kos t en e i nes 
Landes im Rahmen der Beh i nder t enh i l fe i n  e i ner der 
genan n t en E i n r i ch t ungen oder auf e i ner der genan n t en 
P f l eges t e l l en u n t ergebr ach t w i rd ,  m i t der Maßgabe , daß 
der vom Anspr uchsübergang e r f a ß t e  Te i l  der Pen s i on a u f  
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BSVG-Vor gesch l agene F a s s ung 

* Gewährung übern i mmt ; von d i esem Ze i t pu n k t  an hat der 
* Ver s i cher t e  gegen den anderen Kr ankenver s i cherungs t räger 
* k e i nen Anspruch auf d i e  en t sp r echenden Le i s t ungen der 
* Kr ankenver s i cherung . 

( 3 )  unver änder t .  

* W i r kung der Z ah l ung der Überwe i sungsbe t räge 
* und der Rückzah l ung der 
* er s t a t t e t en Be i t räge 

* § 1 69 .  D i e  i n  den an den Ver s i cherungs t räger nach 
* § 1 67 d i eses Bundesgeset zes , nach § 3 1 1 des A l l geme i nen 
* Soz i a l ve r s i cherungsgese t zes bzw . nach § 1 75 des 
* Gewe r b l i chen Soz i a l ve c s i cherungsgeset zes ge l e i s t e t en 
* bzw . z u r ückgezah l t en Uberwe i sungsbet rägen und Be i t rägen 
* sow i e  d i e  i n  dem aus An l aß der Aufnahme i n  das 
* pen s i on sver s i cherungs fre i e  D i en s t verhä l t n i s  vom 
* D i en s t nehmer ge l e i s t e t en besonderen Pen s i onsbe i t rägen 
* berück s i ch t i gt en vo l l en Mon a t e  ge l t en a l s  
* Ver s i cherungsmon a t e  i m  S i nne d i eses Bundesgese t ze s , 
* sofern d i ese Mon a t e  i n  dem Überwe i sungsbe t r ag bzw . be i 
* der E r s t a t t ung der Be i t räge a l s  Ver s i cherungsmon a t e  i m  
* S i nne d i eses Bundesge set zes berück s i ch t i g t worden waren . 

E r s a t zanspr uch des Träge r s  der Soz i a l h i l fe 

§ 1 73 .  ( 1 )  und ( 2 )  unveränder t .  

( 3 )  W i rd e i n  Pen s i onsberech t i g t e r  auf Kos t en e i ne s  
Träger s d e r  Soz i a l h i l fe i n  e i nem A l t e r s ( S i echen ) he i m  
oder F ü r sorgeer z i ehungshe i m ,  e i ner He i l - und 
P f l egean s t a l t  für Ner ven- und Ge i s t es k r anke , e i ner 
T r i nkerhe i l s t ä t t e  oder e i ner ähn l i chen E i nr i ch t ung b zw . 
außer ha l b  e i ner d i eser E i n r i ch t ungen i m  Rahmen e i ne s  
Fam i l i enverbandes oder auf e i ner von e i nem T r äger der 
ö f fent l i chen WOh l fahr t sp f l ege oder von e i ner k i rch l i chen 
oder anderen kar i t a t i ven Vere i n i gung gefüh r t en 
P f l eges t e l l e  ver p f l eg t , so geh t für d i e  Ze i t  d i eser 
P f l ege der Anspruch auf Pen s i on ( e i n sch l i e ß l i ch 
a l l fä l l i ger Z u l agen und Zusch l äge ) b i s  z u r  Höhe der 
Ver p f l egskos t en , höch s t ens j edoch b i s  z u  80 vH , wenn der 
Pen s i on sberech t i g t e  au fgrund e i ner geset z l i chen 
Verp f l i Ch t ung für den U n t e r ha l t  e i nes Angehör i gen z u  
sorgen h a t , b i s  zu  5 0  v H  d i eses Anspruches au f den 
Tr äger der Soz i a l h i l fe über ; das g l e i che g i l t  i n  Fä l l en , 
i n  denen e i n  Pen s i on sberech t i g t e r  au f Kos t en e i nes 
Landes im Rahmen der Beh i nder t enh i l fe i n  e i ner der 
genann t en E i n r i ch t ungen oder auf e i ner der genann ten 
P f l eges t e l l en u n t ergebracht w i rd ,  m i t der Maßgabe , daß 
der vom Anspr uchsüber gang er faß t e  Te i l der Pen s i on au f 
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BSVG-Ge l t ende F a s sung 

das j ewe i l i ge Land übergeh t . Der vom Anspr uch sübergang 
er faß t e  Be t r ag verm i nder t s i ch für j eden we i t eren 
u n t erha l t sberech t i gt en Angehör i gen um j e  10 v .  H .  d i eses 
Anspruches . Wenn und sowe i t  d i e  P f l egegebühren durch den 
vom Anspr uchsüber gang er faß t en Bet r ag noch n i cht  gedeck t  
s i nd ,  geh t auch e i n  a l l fä l l i ger Anspr uch a u f  
H i l f l osen z u schuß höc h s t en s  b i s  z u  8 0  v .  H .  au f den 
Träger der Soz i a l h i l fe über . D i e  dem 
Pen s i onsberech t i g t en für se i ne Angehör i gen zu 
be l assenden Be t räge können vom Ver s i cherung s t r äger 
unmi t t e l bar an d i e  Angehör i gen a usgezah l t  werden . 

( 4 )  unveränder t .  

Bez i ehungen zu den Ver t r agspar t nern 

§ 1 8 1 . H i n s i ch t l i ch der Be� i ehungen des 
Ver s i cher ungs t räger s  zu  den A r z t en , Den t i s t en , Hebammen , 
Apot heker n ,  K r ankenan s t a l ten und anderen 
Ver t r agspa r t ne r n  ge l t en d i e  Bes t i mmungen des Sechs t en 
Te i l es des A l l geme i nen Soz i a l ver s i cherungsgese t zes m i t 
der Maßgabe , daß 

1 .  b i s  3 .  unveränder t .  

4 .  d i e  Bes t i mmu ngen des § 343 a des A l l geme i nen 
Soz i a l ver s i cherungsgeset zes en t s p r echend auch auf d i e  
Durch führung der U n t e r suchungen b zw . Maßnahmen gemäß den 
§§ 8 1 , 82 und 82a a n z uwenden s i nd ;  

5 .  und 6 .  unveränder t .  

Ab l ehnung des Amt e s  

§ 1 87 .  Das Amt e i nes Ver s i cher ungsver t re t er s  dar f n u r  
aus w i ch t i gen Gr ünden abge l ehn t werden . Nach m i ndes t e n s  
zwe i j ähr i ger Amt s fü h r ung k a n n  e i ne W i eder bes t e l l ung f ü r  
d i e  näch s t e  Amt sdauer abge l ehn t werden . 
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das j ewe i l i ge Land übergeh t . Der vom Anspruchsübergang 
er f a ß t e  Bet r ag verm i nder t  s i ch für j eden wei t eren 
u n t erha l t sberech t i g t en Angehör i gen um je 10 v .  H .  d i eses 
An s p r uches . Wenn und sowe i t  d i e  P f l egegebühren durch den 
vom Anspruchsüber gang er f a ß t en Bet r ag noch n i ch t  gedec k t  
s i nd ,  geh t auch e i n  a l l fä l l i ger Anspr uch auf 
H i l f l osen z u schuß höch s t en s  b i s  zu  80 v .  H .  auf  den 

* T r äger der Soz i a l h i l fe über . Der Übergang von b i s  zu 
* 50 vH des An spr uches a u f  Pens i on e i n s ch l i eß l i ch 
* a l l fä l l i ger Z u l agen und Z u sch l äge h a t  so l ange z u  
* u n t e r b l e i ben , s o l ange d a s  Net t oe i nkommen ( §  1 40 Abs . 3 )  
* des u n t erha l t sberech t i g t en Ehegat ten des 
* Pen s i on sberech t i g t en den R i ch t sat z gemäß § 1 4 1  Abs . 1 
* l i t .  a bb n i ch t  er r e i ch t . D i e  dem Pen s i onsberech t i g t en 
* für se i ne Angehör i gen zu be l as senden Bet räge können vom 
* Ver s i cherung s t r äger unm i t t e l bar an d i e  Angehör i gen 
* ausgezah l t werden . 

( 4 )  unveränder t .  

Bez i ehungen zu den Ver t r agspar t nern 

§ 1 8 1 . H i n s i ch t l i ch der Be� i ehungen des 
Ver S i cherung s t r äger s z u  den A r z t en , Den t i s t en , Hebammen , 
Apot heker n , Kr ankenan s t a l t en und anderen 
Ver t r agspar t nern ge l t en d i e  Bes t i mmungen des Sech s t en 
Te i l es des A l l geme i nen Soz i a l ve r s i cher ungsgeset zes m i t 
der Maßgabe , daß 

1 .  b i s  3 .  unveränder t .  

4 .  d i e  Bes t i mmungen des § 343 a des A l l geme i nen 
Soz i a l ver s i cherungsgese t ze s  en t sprechend auch a u f  d i e  
Durch führ ung der U n t e r suchungen bzw . Maßnahmen gemäß den 

* §§ 8 1 , 82 und 82 b anzuwenden s i nd ;  

5 .  und 6 .  unveränder t .  

* Ab l ehnung des Amt es und Rech t z u r  Amt sausÜbung 

* § 1 87 .  ( 1 )  Das Amt e i nes Ver s i cher ungsver t re t e r s  
* ( S t e l l ver t re t er s )  dar f nur a u s  w i ch t i gen Gr ünden 
* abge l eh n t  werden . Nach m i ndes t en s  zwe i j äh r i ger 
* Amt s führung kann e i ne W i eder bes t e l l ung für d i e  näch s t e  
* Amt sdauer abge l eh n t  werden . 

* 
* 
* 
* 
* 

( 2 )  Der Ver s i cher ungsver t r e t e r  
von d e r  Annahme se i ner Bes t e l l ung 
Ver s i cherungs t räger nachwe i s l i ch 
und i s t unbeschade t des § 1 90 zwe 
Ze i t punk t des E i n l angens d i eser M 

S E I TE 1 9  

( S t e l l ver t r e t e r ) hat  
( §  1 86 )  den 
n Kenn t n i s  zu set zen 
ter S a t z ab dem 
t t e i l ung be i m  

66/M
E

 X
V

III. G
P - E

ntw
urf

55 von 58

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



BSVG-Ge l t ende F a s sung BSVG-Vorgesch l agene F a s sung 

Ha f t ung der Ver s i cher ungsver t re t er 

§ 1 89 .  D i e  M i t g l i eder der Verwa l t ungskör per h a f t en 
unbeschade t der Bes t i mmungen des Amt sha f t ungsgeset zes 
für j eden Schaden , der dem Ver s i cherung s t r äger a u s  der 
Ver nach l äs s i gung i hr e r  P f l i ch t en erwäch s t . Der 
Ver s i che r ungst räger kann a u f  Ansprüche aus der H a f t ung 
nur m i t Genehm i gung des Bundesmi n i s t e r s  für  Arbe i t  und 
Soz i a l es a l s  Au f s i ch t sbehörde ver z i ch t en . Macht  der 
Ver s i che r ungst räger t r ot z mange l nder Genehm i gung d i e  
Haf t ung n i ch t  ge l t end , so k ann der Bundesm i n i s t er für  
A r be i t  und Soz i a l es a l s  Au f s i ch t sbehörde d i e  H a f t ung an 
S t e l l e  und au f Kos t en des Ver s i cherungs t räger s  ge l t end 
machen . 

Vor s i t z i n  den Ver wa l t ungskörpern 

§ 1 92 .  ( 1 )  b i s  ( 4 )  unver änder t .  

( 5 )  Den Vor s i t z  i m  Ren t en ( Pens i ons ) a u s schuß und i m  
Rehab i l i t a t i onsaus schuß h a t  abwechse l nd e i ner der be i den 
Ver t re t e r  der Ver s i cher t en zu führen . 

* Ver s i cher ungs t räger zur Ausübung s e i nes Amt e s  ab dem 
* Ze i t punk t , ab dem er bes t e l l t i s t ,  berech t i g t . 

* P f l i ch t en und Ha f t ung der Ver s i cher ungsve r t r e t er 

* § 1 89 .  D i e  M i t g l i eder der Verwa l t ungSkörper des 
* Ver s i cherung s t rägers habeo be i der Ausübung i hres Amt e s  
* d i e  Gese t ze d e r  Repub l i k  O s t e r re i ch ,  d i e  S a t zungen des 
* Ver s i che r u ng s t r äger s  und d i e  d a r a u f  beruhenden son s t i gen 
* Rech t svor sch r i f t en zu beach t en .  S i e  s i nd z u r  
* Amt s ver schw i egenhe i t  sow i e  z u r  gew i ssenha f t en u n d  
* unpar t e i i schen Ausübung i hres Amt es verpf l i ch t e t . S i e  
* h a f t en unbeschade t der . Bes t i mmungen des 
* Amt sha f t ung sgeset zes für j eden Schaden , der dem 
* Ver s i cherungst räger aus der Vern ach l äss i gung i hrer 
* P f l i ch t en erwäch s t . Der Ver s i cherung s t r äger k ann au f 
* Ansprüche aus der Haf t ung nur m i t Genehmi gung des 
* Bundesmi n i s t e r s  für Arbe i t und Soz i a l es a l s  
* Au f s i ch t sbehörde ver z i ch t en . Mach t der 
* Ver s i cherung s t r äger t r ot z mange l nder Genehmi gung d i e  
* H a f t ung n i ch t  ge l t end , so kann der Bundesm i n i s t er für 
* Arbe i t  und Soz i a l es a l s A u f s i ch t s behörde d i e  H a f t ung an 
* S t e l l e  und a u f  Kos t en des Ver s i cherung s t r äge r s  ge l t end 
* machen . 

Vor s i t z  i n  den Verwa l t ungskörpern 

§ 1 92 .  ( 1 )  b i s  ( 4 )  unveränder t .  

* ( 5 )  D i e  gewäh l t en Vor s i t zenden von Verwa l t ungskörpern 
* u nd i hr e  S t e l l ver t r e t e r  s i nd ab dem Ze i t punk t , für  den 
* s i e  gewäh l t  wurden , zur Ausübung i hrer F unk t i onen 
* berech t i gt , soba l d  s i e  d i e  Annahme i hrer Wah l dem z u r  
* Wah l beru fenen Verwa l t ungskörper ausdr ück l i ch e r k l ä r t  
* haben . 

* ( 6 ) Den Vor s i t z  i m  Ren t en ( Pens i on s ) a u s schuß und i m  
* Rehab i l i t a t i on sausschuß h a t  abwech se l nd e i ner der be i den 
* Ver t re t er der Ver s i cher t en z u  führen . 

Ange l obung der Ver s i cher ungsver t re t e r  Ange l obung d e r  Ver s i cher ungsver t re t er 

S 1 93 .  ( 1 )  Der Obmann und se i ne S t e l l ve r t r e t e r  s i nd 
V .". I ; ,  Bundesm i n i s t e r  für  Arbe i t  und Soz i a l es be i An t r i t t  
i hres Amt e s  i n  E i d  und P f l i ch t  z u  nehmen . Das g l e i che 
g i l t  für d i e  Vor s i t zenden des Überwachungsau s schusses 
und der Landes s t e l l enausschüsse sow i e  f ü r  i hr e  
S t e l l ver t r e t e r . 

SE I TE 20 

* § 1 93 .  Der Obmann , d i e  Vor s i t zenden des 
* Überwachungsau sschusses sow i e  der 
* L andes s t e l l enausschüsse und deren S t e l l ver t r e t e r  s i nd 
* von der Au f s i ch t sbehörde , d i e  übr i gen 
* Ver s i cher ungsve r t reter vom Obmann bzw . vom vor l äu f i gen 
* Verwa l t er anzuge l oben und dabe i n achwe i s l i ch auf i hr e  
* P f l i ch t en gemäß § 1 89 h i n z uwe i sen . 
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BSVG-Ge l t ende F a s s ung BSVG-Vorgesch l agene F a s sung 

( 2 )  D i e  übr i gen Ver s i cher ungsver t re t e r  hat der Obmann * 
bzw . der vor l äu f i ge Verwa l t er be i m  An t r i t t  i hres Amt es * 
au f Gehor s am gegen d i e  Gese t ze der Repub l i k O s t e r r e i ch ,  * 
Amt sver schw i egenhe i t  sow i e  gew i s senha f t e  und * 
unpar t e i i sche Au sübung i hres Amt e s  zu ver p f l i ch t en . * 

Vermögen san l age Vermögensan l age 

§ 206 . ( 1 )  D i e  z u r  An l age ver fügbaren M i t t e l  des 
Ver s i cher u ngs t r äge r s  s i nd z i nsbr i ngend a n z u l egen . S i e 
dür fen unbeschadet der Bes t i mmungen des § 207 nur 
ange l eg t  werden : 

1 .  b i s  4 .  unver änder t .  

( 2 )  I m  übr i gen kann e i ne von den Vor schr i f t en des 
Abs . 1 abw e i chende Ver an l agungsar t nur  für  j eden 
e i nze l nen F a l l  gesonder t  vom Bundesmi n i s t er für A r be i t 
und Soz i a l es i m  E i nvernehmen m i t dem Bundesmi n i s t er für  
F i nanzen ges t a t t e t  werden . 

Genehm i gung der Be t e i l i gung an 
f r emden E i n r i ch t ungen 

§ 206 a .  Jede Bet e i l i gung des Ver s i cherungs t r äger s  an 
fremden E i n r i ch t ungen gemäß § 13 Abs . 2 i s t nur m i t 
Genehm i gung des Bundesm i n i s t e r s  für  Arbe i t und Soz i a l es 
i m  E i nver nehmen m i t dem Bundesm i n i s t er für  F i nan zen 
z u l ä s s i g .  

Vor l äu f i ger Verwa l t e r  

§ 2 1 1 .  ( 1 )  Der Bundesmi n i s t er für  A r be i t  und Soz i a l es 
a l s  Au f s i ch t s behörde i s t berech t i gt , d i e  
Verwa l t ungskörpe r , wenn s i e  u ngeach t e t  zwe i ma l i ger 
schr i f t l i cher Verwar nung geset z l i che oder sat zungsmäß i ge 
Bes t i mmungen außer Ach t l as se n , au f z u l ösen und d i e  
vor l äu f i ge Geschä f t s fÜhrung und Ver t r et ung vorübergehend 
e i nem vor l äu f i gen Verwa l t er  zu über t r agen . D i esem i s t 
e i n  Be i ra t  z u r  Se i t e zu s t e l l en ,  der a u s  Ver t re t er n  der 
Ver s i cher t en best ehen sol l und des sen Au fgaben und 
Be fugn i s se vom Bundesmi n i s t er für A r be i t und Soz i a l es 
bes t i mm t  werden ; d i e  Vor sChr i f t en der § §  1 85 Abs . 2 
b i s  7 und 1 93 Abs . 2 s i nd au f d i e  M i t g l i eder des 
Be i r a t e s  en t spr echend anzuwenden . Der vor l äu f i ge 
Verwa l t er h a t  b i nnen ach t Wochen vom Ze i t punk t s e i ner 
Bes t e l l ung an d i e  nöt i gen Ver fügungen wegen 
Neubes t e l l ung des Verwa l t ungskörpe r s  nach den 
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§ 206 . ( 1 )  D i e  zur  An l age ver fügbaren M i t t e l  des 
Ver s i cherung s t räge r s  s i nd z i n sbr i ngend anzu l egen . S i e  

* dür fen unbeschade t des Abs . 2 ,  des § 206 a und des § 207 
* nur ange l egt werden : 

1 .  b i s  4 .  unveränder t .  

* ( 2 )  Im übr i gen s i nd von den Vor schr i f t en des Abs . 1 
* abwe i chende Ver an l agungsar t en dann zu l äs s i g ,  wenn s i e  i n  
* j edem e i nze l nen An l age fa l l a u f  Grund von 
* Verwa l t ungskör perbesch l üs sen er fo l gen , d i e  zu i hrer 
* W i r k s amk e i t der Genehmi gung durch den Bundesm i n i s t er für 
* A r be i t  und Soz i a l es im E i nvernehmen m i t dem 
* Bundesmi n i s t er für F i nan zen bedü r fen . 

Genehm i gung der Be t e i l i gung an 
f r emden E i nr i ch t ungen 

* § 206 a .  Besch l üsse der Verwa l t ungskör per über e i ne 
* Be t e i l i gung an f r emden E i nr i ch t ungen gemäß § 1 3  Abs . 2 
* bedür fen z u  i hrer W i r k samke i t  der Genehm i gung durch den 
* Bundesmi n i s t er für Arbe i t  und S oz i a l es im E i nver nehmen 
* m i t dem Bundesm i n i s t e r  für F i nanzen . 

Vor l äu f i ger Verw a l t e r  

§ 2 1 1 .  ( 1 )  Der Bundesmi n i s t er für  Arbe i t  und Soz i a l e s  
a l s  Au fs i ch t sbehörde i s t berech t i g t , d i e  
Verwa l t ungskörper , wenn s i e  ungeach t e t  zwe i ma l i ger 
schr i f t l i cher Verwarnung geset z l i che oder s a t zungsmäß i ge 
Best i mmungen außer Ach t  l assen , au f z u l ösen und d i e  
vor l äu f i ge Geschä f t s führ ung und Ver t re t ung vor übergehend 
e i nem vor l äu f i gen Verwa l t er zu  über t r agen . D i esem i s t 
e i n  Be i r a t  z u r  Se i t e zu s t e l l en ,  der aus Ver t r e t e r n  der 
Ver s i cher t en best ehen s o l l und dessen Au fgaben und 
Be fugn i s se vom Bundesm i n i s t er für Arbe i t und Soz i a l es 
bes t i mmt werden ; d i e  Vor sChr i f t en der § §  1 85 Abs . 2 

* b i s  7 und 1 93 s i nd au f d i e  M i t g l i eder des Be i r at e s  
* e n t sprechend anzuwenden . Der vor l äu f i ge Verwa l t er h a t  
* b i nnen ach t Wochen vom Ze i t punk t se i ner Bes t e l l ung a n  
* d i e  nöt i gen Ver fügungen wegen Neubes t e l l ung des 
* Verwa l t ungskörper s nach den Vor sch r i f t en des § 1 85 zu 
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BSVG-Ge l t ende F a s sung 

Vor sch r i f t en des § 1 85 z u  t re f fen . I hm ob l i eg t  d i e  
e r s t ma l i ge E i nbe r u fung der Verwa l t ungskörper . 

( 2 )  und ( 3 )  unveränder t .  

M i t w i r kung von Behörden und geset z l i chen ber u f l i chen 
Ver t re t ungen 

§ 2 1 7 .  ( 1 )  unveränder t .  

( 2 )  D i e  Abgabenbehörden des Bundes haben dem 
Ver s i cherung s t r äger n ach Maßgabe des Abs . 4 fo l gende 
D a t en von l and ( for s t ) w i r t sc h a f t l i chem Vermögen ( §  29 des 
Bewe r t ungsgese t zes ) zu übermi t t e l n :  

1 .  b i s  4 .  unveränder t .  

5 .  Name und Anschr i f t e i nes a l l fä l l i gen 
Z u s t e l l ungsbevo l l mäch t i g ten . 

BSVG-Vorgesch l agene F as sung 

* t re f fen . I hm ob l i eg t  d i e  e r s t ma l i ge E i nbe r u fung der 
* Verwa l t ungskörper . 

( 2 )  und ( 3 ) unveränder t .  

M i t w i r kung von Behörden und geset z l i chen ber u f l i chen 
Ver t re t ungen 

§ 2 1 7 . ( 1 )  unveränder t .  

( 2 )  D i e  Abgabenbehörden des Bundes haben dem 
Ver s i cherungst r äger n ach Maßgabe des Abs . 4 fol gende 
Da t en von l and ( for s t ) w i r t scha f t l i chem Vermögen ( §  29 des 
Bewe r t ungsgese t zes ) z u  übermi t t e l n : 

1 .  b i s  4 .  unver änder t .  

5 .  Name und Ansch r i f t e i nes a l l fä l l i gen 
* Zu s t e l l ungsbevo l l mäch t i gten ; 

* 6 .  Berechnungsgr und l agen be i 
* Gesamt f l ächenänder u ngen , d i e  gemäß § 2 1  Abs . 1 Z 1 
* l i t .  a des Bewer t u ngsgese t zes z u  k e i ner 
* Wer t  for t sc h r e i bung führen . 

( 3 )  und ( 4 )  u n veränder t .  ( 3 )  und ( 4 )  unveränder t .  

E l ek t r on i sche Dat enve r a r be i t ung E l e k t ron i sche Dat enver arbe i t ung 

§ 2 1 9a . Der Ver s i cher ungs t r ager i s t i n sowe i t  zur 
E rm i t t l ung , Ver a r be i t ung und Übermi t t l ung von 
per sonenbezogenen Da t en i m  S i nne des 
Dat ensch u t zgese t zes , BGB 1 . Nr . 5 6 5 / 1 97 8 , ermäch t i g t , a l s 
d i es z u r  E r fü l l ung der i hm ge set z l i ch über t r agenen 
Au fgaben e i ne wesen t l i che Vorausse t zung i s t .  Zu den i hm 
geset z l i ch über t r agenen Aufgaben zäh l t  auch d i e  
Uberm i t t l ung der be i der E i nhebung der i m  § 2 7  a des 
K r ankenan s t a l t engese t zes vor gesehenen Kos t enbe i t r äge 
not wend i gen Dat en . 
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* § 2 1 9a . Der Ver S i che r u ngs t räger dar f D a t en i m  S i nne 
* des Da t enschut zgese t zes i n  s e i ner j ewe i l s  ge l t enden 
* F a s sung i n sowe i t  verwenden , a l s  d i es für i hn wesen t l i che 
* Vor au s set z ung zur E r fü l l ung geset z l i ch über t r agener 
* Au fgaben i s t .  Zu den i hm _ geset z l i ch über t r agenen 
* Au fgaben zäh l t auch d i e  Ubermi t t l ung der be i der 
* E i nhebung der i m  § 2 7  a des Kr ankenan s t a l t engeset ze s  
* vorgesehenen Kos t enbe i t r äge not wend i gen Da t en . 
* 
* 
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